


















































































































teien und eine Tradition sozialistischer Parteien, die aber 
beide aus unterschiedlichen Vorbehalten heraus nichts mit 
der europäischen Sozialdemokratie zu tun haben wollten. 
Das Verhältnis hat sich seit Anfang der 70er j ahre gründlich 
geändert. Die Sozialdemokratie und ihre Ideologie des 
"demokratischen Sozialismus" haben an Anraktivität ge­
wonnen, was undenkbar wäre, hälle sich nicht die SI selber 
"reideo logisiert", den Kampfbedingungen Lateinamerikas 
angepaßt und sich vor allem aus der sklavischen Gefolg­
schaft gegenüber den USA in Fragen Kalter Krieg und in der 
Frage der sog. Allianz flir den Fortschrill (von US-Präsident 
j . F. Kennedy 1961 begonnene neue Lateinamerikastrategie 
einer sozialreformistischen Integration; d. Red.) befreit. Die 
SI hat in Lateinamerika längst ihren imperialistischen StalI­
geruch überwunden. Die Tatsache beispielsweise, daß die SI 
in Chile bis 1970 auf die Christdemokratie setzte und die 
Sozialistische Partei wegen ihrer Aktionseinheitspolitik ver­
urteilte , gehört der Vergangenheit und einer überholten 
Strategie an. 
Der neue Kurs \ommt 1976 mit der Konferenz von Caracas 
zum Ausdruck. Auf Initiative von Willy Brandt lädt die 
Demokratische Ak tion Venezuelas (AD) die Führer der 
wichtigsten Reformparteien Lateinamerikas zu einem Erfah­
rungsaustausch mit den wichtigsten Führern der euro­
päischen Sozialdemokratie ein. Es geht dabei um die Ent­
wicklungschancen und um die Analyse der Kräfte des 
"Demokratischen Sozialismus" in Lateinamerika und der 
Karibik. Eines der Ergebnisse der Konferenz ist die Grün· 
dung einer Kontaktgruppe, bestehend aus den Parteivorsit­
zenden der venezolanischen AD, der mexikanischen Regie· 
rungspartei PRl, der SPD und der portugiesischen PS. 
Auf dem fo lgenden Kongreß der SI 1977 in Genf werden 
die dominikanische PRO und die Partei der Nationalen Be­
fre iung (PLN) Kostarikas Mitglieder der SI. Zwei Latein­
amerikaner - Daniei Oduber und Anselmo Sule (Radikale 
Partei Chiles) werden zu Vizepräsidenten gewählt. Im Sep­
tember 1977 veranstaltet die SI in Rotterdam ihre Chile­
Sonderkonferent., auf der die Perspektiven Chiles gemein­
sam mit allen Parteien der Unidad Popular diskutiert wer­
den. 
Auf einer Bürositzung im Oktober 1977 wird dann das 
Lateinamerikakomitee der SI gegründet, das heute wichtiges 
Sprachrohr der lateinamerikanischen Mitgliedsparteien ist. 
Im Oktober 1978 wird mit der Konferenz von Lissabon der 
Dialog von Caracas fortgefUhrt. 
Auf dem XIV. Kongreß der SI 1978 in Vancouver steht die 
Entwicklung in Lateinamerika und die Forderung nach einer 
Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung im Miuelpunkt. 
Zwei weitere Lateinamerikaner werden zu Vizepräsidenten 
gewählt: M.ichael Manley Uamaika) und Gonzalo Barrios 
(AD Venezuela). 

Im März 1980 fi ndet in der Dom inikanischen Republik die 
erste Regionalkonferenz der SI für Lateinamerika statt, an 
der auch die Sandinistische Front fUr die Befreiung Nikara­
guas (FSLN) teilnimmt. Diese Konferenz fUhrt zu einer er· 
höhten Bedeutung des Lateinamerikakomitees. 
Ursachen der Orfensive sind zusammengefaßl! 
• Im Intereue der Bewältigung der Krise des Neokolonia­
lismus übernimmt die regierende Sozialdemokratie Europas 
die Funktion des weltweiten Krisenmanagers und versucht 
auf die Schaffung von der Neuordnung d('r Weltwirtschaft 
adäquaten gesellschaftspolitischen Modellen hinzu wirken. 
• Durch die Rückschläge der revolutionären Arbeiter­
bewegung in der ersten Hälfte der 70er Jahre, durch das 
Scheitern der Allianz fUr den Fortschritt, durch den damit 
verbundenen Niedergang der alten populistischen und natio­

Bewegung Lateinamerikas entsteht eine 
politische Lücke, die die Sozialdemokratie flillen kann und 
will. 
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• Die Erfahrungen der SI mit ihrer entscheidenden Rolle 
im Demokratisierungsprozeß in Portugal, eingeschränkter 
auch in Spanien, ermutigt sie, dieses Vorbild als Alternative 
zur Revolut ion auch in Lateinamerika umzusetzen. "Es gibt 
nützliche Erfahrungen in Latein·Europa, VOll denen wir uns 
vorstellen können, daß sie in Lateinamerika zur Hoffnung 
Anlaß geben. "1 

• Die Wahl Willy Brandts zum Präsidenten der SI ftihrt zu 
einer Umwandlung der SI in ein organisatorisch gefestigtes 
und schlagkräftiges po litisches Instrumenl. 
• Das Aufkommen einer bedeutenden antiimperialistischen 
Solidaritätsbewegung ftir Vietnam und fUr Chile in den Rei­
hen der Sozialdemokratie, das mit einer Stärkung der linken 
Flügel ln diesen Parteien einhergeht, drängt die SI zu einer 
antiim]krialistischen Profilierung. 

• 
Ideologische Wandlungen: 
Von der Unidad Popular. .. 

Die ideologischen Positionen der SI und der lateinamerika­
nischen Mitgliedsparteien zu Fragen des antiimperialisti­
sehen Kampfes sind stark beeinflußt von dem wechselvollen 
Geschick der revolutionären Bewegung in den letzten jah­
ren. Eine einschneidende Erfahrung ist auch fUr die SI die 
kurze Periode der Regierung Allende in Chile. 

D. Boersner faßt die Erwartung der SI an die Unidad 
Popular so zusammen, daß Chile und Peru "ftir die sozial­
reformistische oder sozialrevolutionäre Linke die wichtig­
sten Vorbilder" darstellen. 2 Mit der Kennzeichnung der 
UP-Regierung als . .linkssozialdemokratischen Regierung"J 
wird die Hoffnung der SI ausgedrückt, Allende auf ein 
Modell des "demokratischen Sozialismus" im Rahmen der 
bürgerlichen Demokratie und unter Beibehaltung des Mehr· 
parteiensystems festlegen zu können. In einer offiziellen Er­
klärung sanktioniert die SI zum ersten Mal die Zusammen­
arbeit einer ihrer Mitgliedsparteien (der Radikalen Partei 
Chiles) mit der Kommunistischen Partei auf Regierungs­
ebene. 
Auch in einer anderen zentralen Frage des antiimperialisti­
schen Kampfes wird Neuland betreten. Auf der Beratung 
der SI Anfang 1973 in Santiago de Chile wird angesichts der 
Drohung der Konterrevolution das Recht auf Enteignung 
und Nationalisierung der nationalen Ressourcen ausdrück­
lich gutgeheißen. In dem Beschluß heißt es, "daß sich die 
grundlegenden Ressourcen eines Landes im nationalen Be­
sitz befinden müssen und nicht länger eine Quelte des Profits 
ftir private Gesellschaften und Unternehmen in den reichen 
Ländern bleiben dürfen ". 4 
Parallel zu der chilenischen Erfahrung verläuft die Erfah.rung 
mit der progressiven Militärregierung in Peru. Die SI akzep­
tiert zum ersten Mal die bedeutende Rolle, die progressive 
Militärs an grundlegenden gesellschaftlichen Reformen ha­
ben können. 
Nach dem Putsch in Chile am 11. September 1973 verurteilt 
die SI diesen als .,faschinischen Putsch" und verurteilt die 
Rolle des US-Imperialismus bei der Putschvorbereitung. 
Viele Mitgliedsparteien der SI nehmen aktiv an der weltwei­
ten Solidaritätsbewegung für Chile teil. Trotzdem gibt es 
auch in der Haltung zu Chile tiefe Widerspruche in der Hal­
tung der SI.Mitgliedsparteien. Während der Regierungszeit 
Allende bleibt die Solidarität verbal, ohne praktische Fol­
gen. Einzelne Parteien, wie die SPD, tragen durch die Sper­
rung der Entwicklungshilfe anläßlich der DDR·Anerkennung 
durch die UP und durch ihre negative Haltung in den inter· 
nationalen Kreditinstitutionen sogar zum Sturz der Regie­
rung AlJende bei. Nach dem Putsch ist es ebenfalls die Bun­
desregierung, die im Gegensatz zur Labour-Regierung die 
Umschuldung der Junta bei den Pariser Umschuldungsver-



handlungen im Jahre 1974 durchsetzt. übrigens in Verant­
wortung von Bundesminister H. Matthöfer, der ansonsten 
diese Junta als ,.Mörderbande" bezeichnete. 
Eine der Lehren der chilenischen Erfahrungen besteht auch 
f1ir die Sozialdemokratie "in dem klaren Begreifen derjeni­
gen Konservativen und Reaktionäre, die dann, wenn ein 
System durch ein anderes ersetzt wird, bereit sind, die Waf­
fen zu gebrauchen, die Folter und Konzentrationslager ein­
zusetzen ... Für diese Leute verläuft die Kampflinie nicht 
zwischen Demokratie und Diktatur, sondern zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus".5 
Weise gesprochen. Aber diese Erkenntnis fUhrt keineswegs 
zu einer endgültigen Loslösung von reformistischen illusio­
nen, eher im Gegenteil. Nach der Niederlage der UP, nach 
der Erosion des revolutionären Experiments in Peru konzen­
triert die SI ihre Erwartungen auf neue, reformistische Pro­
jekte, die von Parteien in der Regierung verantwortet wer­
den, die entweder Mitglied der SI sind oder konsultativen 
Status bei der SI haben: Venezuela, Kostarika, Jamaika, 
später auch die Dominikanisehe Republik. Dabei ist zu be­
rücksichtigen, daß die AD Venezuelas und die PLN Kosta­
rikas keine sozialistischen Ambitionen haben, eher bürger­
lich-reformistische Parteien sind. Anders die PNP Jamaikas, 
die eindeutig linkssozialdemokratisch ist und als Regierungs­
partei dann auch endgültig mit den kapitalistischen inter­
nationalen Finanzierungsinstituten bricht, als diese sie er· 
pressen wollen. 

Das Konzept dieser sozialdemokratisch orientierten Projekte 
ist es, "Reformmaßnahmen durchzuführen, ohne dabei allzu 
sehr die Interessen der in- und ausländischen besitzenden 
Kreise anzutasten".6 Also friedliche Koexistenz mit dem 
Monopolkapital, soziale Reformen, keine Einkommensver· 
besserung der proletarischen Schichten durch Umverteilung 
des Reichstums, sondern durch ökonomisches Wachstum, 
was durch staatliche Eingriffe beschleunigt werden soll. Da­
zu gehört vor allem die Nationalisierung des Erdöls in Vene­
zuela. Venezuela scheint der beste Ansatzpunkt für das 
sozialdemokratische Wachstums- und Vermögensbildungs­
modell zu sein. 
Aber alle drei genannten Regierungen scheitern bei den 
Wahlen und durch vorhergehende Destabilisierungsmaßnah­
men des Imperialismus. Sie scheitern an der Inkonsequenz 
ihrer Reformen, die die Grundlagen der Ausbeutung und die 
Grundlagen des bürgerlichen Staatsapparates nicht begrei­
fen. Selbst bescheidene Reformansätze werden vom Groß­
kapital durch Kapitalflucht und Destabilisierung beantwor­
tet. Der Spielraum für eine reformistische Variante des Kapi· 
talismus erweist sich als zu klein. Dasselbe Schicksal wird 
die Regierung in der Dominikanischen Republik ereilen, die 
heute schon gegen die Mehrheit der eigenen, enttäuschten 
Partei regiert. 

.. . zum Sandinista-Sicg in Nikaragua 

Das Scheitern der sozialdemokratischen Regierungen ist für 
die SI ein schwerer Rückschlag, führt zu ideologischer Rat­
losigkeit, aber auch zu der Suche nach anderen Alternativen, 
zu innerer Differenzierung, zu größerer Flexibilität gegen­
über revolutionären Entwicklungswegen und schließlich 
auch zu einer Stärkung antiimperialistischer und linker Posi­
tionen innerhalb der Organisation. 
Nachdem schon aufgrund der chilenischen Erfahrungen 
ideologische Konzessionen in den Fragen Aktionseinheit 
und Nationalisierung gemacht wurden, wird mit der Unter­
stützung des Befreiungskampfes in Nikaragua eine weitere 
heilige Kuh sOlialdemokratischer Dogmen geschlachtet: der 
"parlamentarische" oder ,.legale" Weg zum ,.Demokrati­
sehen Sozialismus". Zum ersten Mal unterstützt die SI be-
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dingungslos, politisch, materiell und sogar militärisch e ine 
bewaffnete Befreiung in Lateinamerika. Das Lateinamerika­
komitee erhebt diese Position in seiner Resolution vom 
30.9.1980 zum Beschluß: "Wir yerteidigen das Recht der 
Völker auf den bewaffneten Aufstand, wenn die Mittel des 
friedlichen Weges nicht vorhanden oder ausgeschöpft 
sind."8 
Auch als die Nationalrevolutionäre Bewegung EI Salvadors 
(MNR), Mitgliedspartei der SI, die Regierungsjunta verläßt 
und sich der Befreiungsfront FDR anschließt, wird dieser 
Schritt von der SI unterstützt. Alle Parteien der SI stehen 
voll hinter den Forderugen und Kampfformen der FDR -
mit Ausnahme der AD Venezuelas und der PLN Kostarikas, 
die heide eigene kompromißlerische Positionen erklärt ha­
ben. 
Auch im Fall Boliviens hat die SI sich mit der vorbehalt­
losen Unterstützung des Kandidaten aller Linksparteien, 
Siles Zuazo, das Vertrauen der Linken erworben. 
Die Suche nach Verständigung mit den revolutionären 
Kräften Lateinamerikas zeigt sich auch in den Bemühungen, 
die Kontakte zum ersten sozialistischen Land Lateinameri­
kas, zu Kuba, zu vertiefen. Unter anderem wurde Fidel 
Castro in seiner Funktion als Präsident der Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen zur Regionalkonferenz der SI nach 
Santo Domingo eingeladen. Wischnewski stimmte bei sei­
nem Besuch im April 1981 in Havanna die Positionen der SI 
mit denen Kubas in Bezug auf eine politische Lösung in EI 
Salvador ab. 
PierTe Schori, Vertreter der sozialdemokratischen Partei 
Schwedens formuliert die neue Haltung der SI gegenüber 
Kuba: "laßt uns nicht die Fehler der Vergangenheit wieder­
holen, die viele gegenüber Kuba machten, das heißt radikale 
Revolutionen gegen Ungerechtigkeiten und ausländische 
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Ausbeutung zu isolieren oder zu negieren. Wir können heute 
sagen, das unsere Internationale diesen Fehler im Fall Nika­
ragua vermied. Wir unterstützten nicht nur die Opposition 
gegen Somo:ta, sondern die So:tialdemokraten gewähren 
auch dem bewaffneten Kampf konkrete Solidarität. So muß 
unsere Solidari tät sein: ohne Bedingungen und den Weg un­
terstützen, den die Völker selbst wählen, um ihre wirtschaft­
liche und politische Befreiung zu e rTeichen ... Wir kritisieren 
den Mangel an poli tischen Freiheiten in Kuba, ja, aber wir 
denken nicht, daß Kuba ein Feind ist im Kampf gegen Un­
terentwicklung und ausländische Ausbeutung. Kuba expor­
tiert heute seine Revolution nicht mehr in Form bärtiger 
Guerilleros. Kuba kann heute dagegen die Früchte seiner 
sozialen Revolution exportieren, d.h_ Lehrer und Ärzte als 
Hilfe für die anderen Völker Lateinamerikas und der Kari­
bik."9 

Bedingungen für eme "Sozia1demokratisierung" 
Lateinamerikas? 

Die lateinamerikanische Solidaritäubewegung mit dem Volk 
von Nikaragua hat zu einer neuen Qualität und zu einer nie 
gekannten regionalen Breite der antiimperialistischen Ein­
heit geführt. In dieser regionalen Front Ilir eine Demokrati­
sierung und gegen die US-Intervention in Zentralamerika hat 
die sozialdemokratische Bewegung einen wichtigen Platz. ge­
rade weil sie enge Bindungen zu Europa hat. Sie setzt ihr 
internationales Gewicht gegen die Kriegspläne Washingtons 
ein und solidarisiert sich offen mit authentisch revolut ionär­
demokrat ischen Befreiungsbewegungen. auch dann noch, 
wenn diese die politische Macht erobert haben. wie in Nika­
ragua_ 
Das alles als neue und raffinierte Taktik einer Agentur des 
Imperialismus zu betrachten, wäre undialektisch und poli­
tisch unklug. In der Wandlung der lateinamerikanischen 
Sozialdemokratie und der SI spiegelt sich der reale Auf· 
schwung der kontinentalen Volksbewegung wider. 
Die Frage, ob sich in Lateinamerika eine soziale und gesell­
schaftspolitische Entwicklung durchsetzt, die das sozial­
demokratische Modell des reformierten, demokratischen 
Kapitalismus ermöglicht, hängt nicht von der Initiative der 
SI ab und auch nicht von der Option einulner Reform· 
politiker der Region. Ausgehend von einem wissenschaft· 
lichen Reformismus-Begriff bedarf es für die massenhafte 
Verbreitung sozialdemokratischer Ideologie in der Arbeiter­
klasse obje ktiver Voraussetzungen: 
• Die Arbeiterklasse ist die soziale Basis des Reformismus 
und die gesellschaftlich bestimmende Klasse geworden. 
• Für das Entstehen einer breiten Arbeiteraristokratie ist 
zumindest ein mittleres Entwicklungsniveau der Produktiv­
kräfte und die Existenz monopolkapitalistischer Strukturen 
Voraussetzung. 
Nur eine kleine Anzahl von Ländern hat in Lateinameri ka 
einen derartigen Stand der ökonomischen Entwicklung er­
re icht, der die Integration der Arbeiterklasse durch Umver­
teilung der !\Ionopolprofite ermöglicht. Diese Länder sind 
vor allem: Brasilien, Mexiko, Venezuela, Argentinien und 
Chile. In einigen dieser Länder gibt es auch Traditionen der 
Sozialpartnerschaft. Gerade die Arbeiter in Monopolgesell­
schaften sind gegenüber der Masse der Landarbeiter und der 
Halbproletarier relativ privilegiert. Es gibt auch eine Tradi­
tion sozialpartnerschaftlicher Gewerkschaften, die in der 
Vergangenheit an der US-amerikanischen AFL/CIO orien· 
tiert waren. In diesen Gewerkschaften hat die Sozialdemo­
krat ie in den letzten Jahren wichtige Schlüsselpositionen er­
obert. 
Im entwickehsten kapitalistischen Land Lateinamerikas, in 
Brasilien. setzt die Sozialdemokratie große Hoffnungen auf 
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die Entwicklung der Brasilianischen Arbeiterpartei (PTB) zu 
einer sozialdemokratischen Massenpartei mit Arbeiterbasis. 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung beteiligt sich aktiv an den Ver­
suchen, verschiedene sozialdemokratische und sozialistische 
Gruppen in Brasilien unter dem Dach einer Partei zu vereini­
gen, die den größten Teil der sich in Aunösung befindenden 
Oppositionsgruppen MOB aufnimmt. 
Es gibt also in Ansätzen Bedingungen für eine Sozialdemo­
kralisierung der Arbeiterbewegung, für eine längerfristige 
Klassenzusammenarbeit im Rahmen eines sich entwickeln­
den abhängigen Kapitalismus. Trotzdem ist nicht anzuneh­
men, daß sich die Geschichte der westeuropäischen Arbei­
terbewegung von Anfang des 20. J ahrhunderts in Latein­
amerika in modifizierter Form wiederholt. Denn auch wenn 
es objektive Parallelen im Reifegrad des Kapitalismus gibt. 
gibt es keinen automatischen Prozeß der Sozialdemokrati· 
sierung. Auch in Rußland waren Olm Anfang des Jahrhun­
derts ähnliche Bedingungen für das Entstehen des Opportu­
nismus vorhanden. Trotzdem entwickelte sich vor allem der 
revolutionäre Teil der Arbeitcrbewegung. Wenn Rußland da· 
mals dasjenige imperialistische Land war, in dem alle ökono­
mischen und sozialen Widersprüche des Imperialismus Olm 
ausgeprägtesten waren, so sind es heute im Weitmaßstab die· 
jenigen Länder Lateinamerikas , die schon eine monopol­
kapitalistisch bestimmte innere Struktur haben. 
Dazu kommt der Hauptwiderspruch dieser Länder gegen­
über dem US-Imperialismus und dazu kommt die Existenz 
einer Masse von Menschen - Halbproletarier, Siumbewoh· 
ner, Landarbeiter - , die keinerlei Aussichten haben. irgend­
wann einmal in die Arbeiteraristokratie aufgenommen zu 
werden. Insgesamt gesehen muß auch bezweifelt werden, 
daß der lateinamerikanische Kapitalismus aufgrund seiner 
abhängigen Stellung auf dem Weltmarkt und aufgrund seiner 
Disproportionen überhaupt in der Lage ist. diejenigen Res­
sourcen zu mobilisieren. die notwcndig sind, um breite 
Schichten der Arbeiter zu korrumpieren. Der lateinamerika­
nische Kapitalismus ist ein schwaches Glied in der Kette des 
Welt kapitalismus und wird es auch noch lange bleiben. Er 
hat zwar alle negativen Seiten hervorgebracht, die der Kapi­
ta lismus auf sozialem Gebiet Überhaupt hervorbringen kann. 
ist aber gleichzeitig zu schwach. ~m die ökonomischen Mit­
tel für die sozialpartnerschaftliche Integration heryorzu­
bringen. 
Neben objektive Faktoren, die eine Sozialdemokratisierung 
unwahrscheinlich machcn, treten subjektive. die mit den 



reichen revolutionären Kämpfen in Lateinamerika zu tun 
haben, die zwar häufig unter kleinbürgerlich-radikalen Vor­
zeichen stattfanden, aber immer auch eine stark antiimperia­
listische Komponente aufwiesen. Ein Beweis für die man­
gelnde sozialt: Integrationsfahigkeit des Kapitalismus sind 
nicht zult:tzt auch die gescheiterten Regierungen unter 
sozialdemokratischer Führung. 
In den agrarisch bestimmten Ländern Lateinamerikas sind 
die Voraussetzungen noch schlechter: Oie ökonomischen 
Bedingungen fehlen ganz, die Alternative scheint hier wirk­
lich Diktatur der Oligarchie oder revolutionärdemokratische 
Volksmacht mit sozialistischer Orientierung zu sein. Denn 
trotz der Unterentwicklung der Produktivkräfte besteht in 
allen diesen Ländern eine allgemeine revolutionäre Krise, die 
ein langes Hinausschieben der angesammelten scharfen 
sozialen Probleme nicht erlaubt. Diese Erkenntnis hat auch 
für die Sozialdemokraten Konsequenzen, die sich zuneh­
mend vor die Entscheidung gestellt sehen: Mit der Oligar­
chie oder mit der Revolution. Für die unterentwickelten 
Länder vor allem Zentralamerikas ist also ein "Dritter Weg" 
noch unwahrscheinlicher. 
Für eine Sozialdemokratisierung der sozialen Basis bestehen 
ungünstige Voraussetzungen. Anders sieht es mit der politi­
schen Sozialdemokratisierung kleinbürgerlicher und natio­
nalrevolutionärer Parteien aus, die eine lange Tradition des 
nationalen Reformismus haben und im eigentlichen Sinne 
des Wortes keine Arbeiterparteien sind, auch wenn sie, wie 
die APRA in Peru, die AD in Venezuela, oder die P RI in 
Mexiko die Arbeiterklasse nach wie vor ideologisch orientie­
ren und fUhren. In der Phase ihres historischen Niederganges 
beginnen sich die populistischen und nationalrevolutionären 
Bewegungen von dem Vorbild USA zu lösen und sich an der 
internationalen Sozialdemokratie zu orientieren. So ist es 
kein Zufall, daß die der SI zugeordneten Parteien vor allem 
aus dieser Tradition kommen. 
Oie informell liierten Parteien sind Parteien, die an Konfe­
renzen der SI teilgenommen haben oder ansonsten eng mit 
ihr :2usammenarbeiten. Trotz ihres informellen Status haben 
sich einige dieser Parteien sehr stark auf die SI ausgerichtet 
(APRA Peru, PRI Mexiko oder AD Venezuela). 
Die in der Liste aufgefUhrten kleinbürgerlich-radikalen Par­
teien und Bewegungen haben sich bei ihrer Orientierung auf 
die Sozialdemokratie oft von bürgerlich-reformistischen 
Positionen gelöst und sich dabei nach links entwickelt. 
Gleichzeitig bemühen sie sich in den 70er Jahren, ihre sozia­
le Basis auf die Arbeiterklasse auszudehnen. Die Sozial­
demokratisierung des Reformismus in Lateinamerika bedeu­
tet de facto eine Vereinigung des bürgerlichen mit dem 
Sozialreformismus. 

Trotz der vorhandenen Instrumentalisierungsversuche gegen­
über dem Reformismus Lateinamerikas durch die Sozial­
demokratie an der Regierungsrnacht ist die in Lateinamerika 
bestimmende Richtung der Klassenauseinandersetzung die 
des Fortschritts. Voreilige Beurteilungen der Rolle der 
Sozialdemokratie in diesem Prozeß der Aufwärtsentwick­
lung der Volksbewegung sind gefahrlich, etwa die, daß eine 
Stärkung der Sozialdemokratie in Lateinamerika not wen­
digerweise zu einer Lähmung des Schwungs der Volksbewe­
gung führen müsse. Die Stärkung der Sozialdemokratie in 
gewissen Etappen des Kampfes kann auch Vergrößerung der 
Kampfkraft bedeuten. Die Frage ist nämlich: Auf wessen 
Kosten wird die Sozialdemokratie stärker, auf Kosten bür­
gerlicher oder auf Kosten revolutionärer Positionen? 
Die sozialdemokratische Sammelbewegung ist innerhalb der 
Dynamik der gesellschaftlichen Prozesse in Lateinamerika in 
innerer Bewegung und in Bewegung auf ihre realen oder 
potentiellen Bündnispartner zu. Die Bewegungsrichtung da­
bei ist eindeutig antiimperialistisch. Die Methoden des Anti­
imperialismus haben den Rahmen des Verbalen längst ge­
sprengt. Die Sozialdemokratie hat sich an wichtigen Brenn­
punkten des Kampfes praktisch auf die Befreiung verpflich­
tet. 
Wie kann sie den Weg zurück antreten ohne einen gewaltigen 
Autoritätsver1u~t? Die Haltung der Sozialdemokratie darf 
auch nicht an Fragen gemessen werden, die heute nicht im 
Mittelpunkt der Klassenauseinandersetzung stehen, wie der 
Frage: Charakter der sozialistischen Staatsmacht oder voll­
ständiges Eigentum des Volkes an den gesellschaftlichen 
Produktionsmitteln. Die Frage "Faschismus oder Sozialis­
mus" steht heute als Frage nicht. Deshalb wird die Frage der 
Gestaltung des Sozialismus in Lateinamerika ein Problem 
der längerfristigen Auseinandersetzung innerhalb der Arbei­
ter- und Volksbewegung sein. 

Kernfragen: Antiimperialismus, antidiktatorisches 
Engagement 

Heute sind andere strategische Aufgaben lösbar, vor allem 
der Hauptwiderspruch zum Imperialismus und die Nieder­
schlagung des Faschismus und der Militärdiktatur mit dem 
Ziel einer fortgeschritlenen politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Demokratie, einer Demokratie vom Charakter 
der revolutionären Volksmacht. Wenn akzeptiert wird, daß 
Zwischenlösungen auf dem Weg zu einer sozialistischen Ge­
sellschaft notwendig sind, daß die authentisch-revolutio· 
nären Kräfte allein zu schwach sind, dann wird die Frage 
"Mit wem welche Slrategischen Aufgaben lösen?" die 
Hauptfrage der EntwiCklung des Kampfes. Die weitere Ge­
schichte Lateinamerikas wird diese Frage endgültig beant­
worten. Aber alles scheint darauf hinzudeuten, daß die 
Sozialdemokratie in Lateinamerika in Lebensfragen der Re­
gion eine gemeinsame Sprache mit den Revolutionären fin­
det und daß sie so, und nur so, ihre Bedeutung als politische 
Bewegung erhöhen kann. 
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Heinrich Werner 
Thesen zur Rolle der Kirche 

im lateinamerikanischen Befreiungsprozeß 
I. Kein anderer Kontinent ist so stark und eindeutig von 
einem Glaubensbekenntnis geprägt wie Lateinamerika: mehr 
als 90% der Bevölkerung sind Katholiken. (Die protestanti­
sc hen Kirchen Lateinamerikas spielen eine geringe Rolle. Es 
handelt s ich bei ihnen im wesentlichen entweder um Ein­
wandererkirchen oder um Ableger US-amerikanischer Mi!­
sionstätigkeit .) 
2. Die katholische Kirche Lateinamei'ikas hai seit einigen 
Jahren ihre tradit ionelle Rolle, die bestehenden gesellschaft­
lichen Machtverhältnisse ideologisch abzusichern bzw. von 
ihnen zu profitieren aufs Ganze gesehen aufgegeben. Sie rea­
gierte damit auf die gesellschaftliche Bewußlwerdung der 
gläubigen Kirchenmitglieder auch aus den unteren sozialen 
Schichten. 
3. Die veränderte Bewußtseinslage in der lateinamerikani­
schen Kirche ist eine Folge der Zuspitzung gesellschaftlicher 
Konflikte, die ihre Verschärfung durch das Anwachsen 
nationaler Befreiungsbewegungen seit dem Ende des 2. Welt· 
kriegs erfahren hat. Die aktuelle Lage wird als Ausbeutung 
durch die multinationalen Konzerne erfahren, die ihren 
Hauptsitz in den USA haben und von jeweiligen nationalen 
Oligarchien als Nutznießer unterstützt werden. Die Verar­
mung und Verelendung breiter Massen der Bevölkerung wird 
als Folge dieses Ausgeliefertseins an in· und ausländische 
Ausbeuter erlebt. 
4. Unter dem Druck der Verhältnisse besinnen sich die be­
wußten Christen unter den lateinamerikanischen Katholiken 
auf die Wurzeln ihres Glaubens. Sie haben die Botschaft des 
Evangeliums, die auf Gerechtigkeit und Freiheit von Aus· 
beutung zielt, neu entdeckt und wollen sie in die Praxis 
umsetzen. Der Anstoß von marx.istischen und sozialistischen 
Gruppierungen hat sie dazu geruhrt, von den eigenen Wur­
zeln aus im Bündnis auch mit anderen Kräften gegen die 
institutionalisierte Gewalt anzugehen und nach einer Gesell· 
schaft der Gerechtigkeit und Freiheit zu suchen. 
5. Das gilt selbstverständlich nicht flir alle Teile der katho· 
lischen Kirche in Lateinamerika. Vielmehr ist ein weitge­
facherter Oifferenzierungsprozeß zu beobachten. Dabei geht 
das Spekt rum etwa von dem Erzbischof von ßogota, Munoz 
Duque, der zugleich General ist, bis hin zu dem Mönch Er­
nes to Cardenal. bekanntlich Kuhurminister der Sandinisti· 
sehen Regierung Nikaraguas. 
Dabei ist jedoch zu konstatieren, daß der Einfl uß der reak· 
tionären Kräfte in der lateinamerikanischen Kirche an Be­
deutung verlier!. So is t es ihnen - trotz gewaltiger Kraftan­
strengung - nicht gelungen, bei der letzten lateinamerika­
nisc hen Bischofskonferenz (Anfang 1979) in Puebla die Er­
gebnisse der vorangegangenen in Medellin (1968) in ihrem 
Sinne zu revidieren. Vielmehr hat die Konferenz von Puebla 
die Ergebnisse von Medellin festgeschrieben und konkreti· 
siert. Das zielt auf die Parteinahme der K.irche flir die Ent­
rechteten und Ausgebeuteten. 
Oie Folge ist, daß in einer Reihe lateinamerikanischer 
Länder, in denen MilitälTegimes herrschen, die Kirche die 
einzige "legale" Stimme der Unterdrückten ist. Deshalb wird 
die Kirche, insbesondere der niedeu Klems, auch immer 
stärker zu einem Angriffsziel der Reaktion. (Bis hin zum 
Mord an Er~bischof Romero in EI Salvador.) 

6. Die Kraft dieser Bewegung ist nicht in erster Linie abhän­
gig von der Haltung der jeweiligen Bischöfe usw. Die Dyna· 
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mik dieser christlichen Befuiungsbewegung entwickelt sich 
vielmehr aus einer breiten Basisbewegung, in der sich Chri· 
sten in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich zusammenfinden, 
um in der Auseinandersetzung mit der christlichen Bot· 
schaft ihre eigene Lage zu bestimmen und von daher Wege 
der Veränderung zu gehen. Es ist keine Bewegung von Intel· 
lektuellen oder sonstigen Randgruppen. Es ist eine Volks· 
bewegung. 
7. Europäische Solidaritätsbewegungen mwsen sich mit die­
ser lateinamerikanischen Gegebenheit auseinandersetzen -
besser gesagt: sie haben diese Bedingungen im lateinamerika­
nischen Befreiungsprozeß zu akzeptieren. 
Bestimmte, auch kirchliche, Kräfte in unserem Land haben 
die Bedeutung der Entwicklung wohl erkannt; sie tun alles, 
um sie zu bremsen oder gar zurückzuentwickeln. Die These 
VOn der "marxistischen Unterwanderung" kirchlicher Bewe­
gungen hat hier eine wichtige Funktion. Finanzielle und 
ideologische ("theologische") Einflußnahme ist an der 
Tagesordnung. 
8. In Lateinamerika sind christliche und nichtchristliche 
Initiativen zur Befreiung vielleicht zu unterscheiden, aber 
nicht zu tunnen. Sie haben das gleiche Ziel und den glei. 
ehen Gegner. 
In der Solidaritätsbewegung in der BRD muß selbstverständ· 
lieh das gleiche Prinzip gelten. 



Kultur 
Jürgen Ostrowsky 

"Gebt den Kampf nicht auf!" 
Bob Marley, Reggae und der Rastafari-Mythos 

Am 11. Mai dieses Jahres starb, 36jährig, an einer unheil­
baren Krankheit Bob Macley, Star der Superlative des 
Musik-Business, Kultfigur einer Nation und der Anhänger 
der Reggae-Musik. 
Ohne Übertreibung läßt sich sagen, daß Bob Marley der bis­
lang größte Star der sog. Drinen Weh gewesen ist. Die Feier 
seiner Beisetzung füllte das Nationalstadion in Kingston, 
Jamaika. Der erzkonservative Premierminister Edward 
Seaga 1 nutzte die Stunde um seiner Popularität VOTan zu 
verhelfen und leitete die Trauerfeier. 
Bob Marley hat wesentlichen Anteil darm, daß der Reggae, 
der sich in den späten 60cr Jahren zur jetzigen Form ent­
wickelte, heute eine der populärsten modernen Musik­
formen - und ein gewaltiges Geschäft ist. 

Die Ursprünge des Reggae lassen sich auf afrikanische Musik­
traditionen der Sklaven auf Jamaika, auf Tanzmusikspiel­
weisen wie den "Ska" der frühen 60er Jahre, unterschied­
liche Calypso-Formen sowie nicht zuletzt auf Anleihen aus 
dem US-amerikanischen Rhythm & Blues zurückführen. Das 
Wort Reggae selber bleibt hinsichtlich seiner Herkunft im 
DunkeL Mal wird es auf das englische "ragamuffin" zurück· 
geführt (was soviel wie "zerlumpter Kerl", ""S,,,Jl",,,,w,dy" 
bedeutet). mal auf die Verbindung mit den .,einfachen" 

jamaikanischen kreolischen Dialekt auf Englisch und zahl­
reichen afrikanischen Wörtern und Wendungen "regular") 
Menschen. 
Toots Hibbert von der Gruppe Toots and the Maytals: 
"Reggae bedeutet von den Menschen kommend, verstehen 
Sie? Wie eine alltägliche Sache_ Wie aus dem Getto_ Von der 
Mehrheit. Eine Alltagsangelegenheit, die die Leute wie Essen 
verwenden - wir tun bloß Musik dazu und machen einen 
Tanz daraus. Reggae bedeutet einfache Menschen, die leiden 
und nicht haben, was sie verlangen."2 
Reggae ist Volk5·Musik im besten Sinn. Tag und Nacht er­
tönt aus Transistor-Radios in den Slum.vorstädten der über­
völkerten Hauptstadt Kingston (ca. 700.000 Einwohner bei 
einer Gesamtbevölkerung Jamaikas von etwa 2,2 Mio) der 
typische meist schleppende, vom kraftvollen Baß-Rhythmus 
dominierte Klang; zahllose Jugendliche versuchen sich als 
Sänger und Instrumentalisten in der Hoffnung durch SchaU­
plattenaufnahmen aus ihrer Elendssituation entfliehen zu 
können. 

Reggae - die Musik der Slums, Gettos ... 

Reggae ist die Musik der Gettos und Slums, in welchen die 
Mehrheit der zu 90% von afrikanischen Sklaven abstammen­
den Bevölkerung in einem Kreislauf aus Arbeitslosigkeit, 
sozialer Not und Kriminalität lebt. Insbesondere unter den 
jugendlichen Kriminellen, den "rude boys" - vergleichbar 
z.B. den "Tsotsis" in den schwarzen Gettos des rassistischen 
Südafrika, aber auch Jugendlichen-Banden in den Slums von 
New Vork (Harlem) oder Los Angeles (Watts) und London 
(Brixton, wo im Frühjahr 1981 soziale Spannungen zur 
Revolte der dort lebenden jamaikanischen Einwanderer 
ftlhrten) - fand der Reggae in den 60er Jahren begeistere 
Aufnahme. Reggae ist Musik der Revolte und Rebellion und 
"outlaw"-Musik. Bob Marleys "I shot the sheriff" ("Ich 
erschoß den Sheriff") z.B. geht auf diesen Zusammenhang 
zurück. 
Wie derzeit keine andere populäre Musik ist der Reggae da­
mit Träger kollektiver Empfindungen - Frustration der 
Unterdrückten und Ausgebeuteten, Enttäuschten und Ver­
zweifelten, Haß, aber auch von Hoffnungen - , vergleichbar 
damit, wenn auch nur entfernt. den Spirituals und dem 
Blues als der Musik der Sklaven und ihrer Nachfahren in den 
USA. 
In ihren Themen ähneln sie sich teilweise: Liebe und Bürder­
lichkeit bilden häufige Motive der Reggae-Texte; Gewalt 
und Frieden, Elend und Rebellion sowie schließlich als ein 
Kernthema "Afrika" kehren immer wieder. Damit ist deut­
lich, daß Reggae weitaus mehr ist als nur eine weitere Pop. 
Modewelle - so wie auch Bob Marley nicht nur "Star", 
sondern zugleich Prediger, Verkünder einer Sache war. 
Reggae ist Musik der Auflehnung gegen die unerträglichen 
sozialen Verhältnisse und die Ideologie dieser Auflehnung 
ist die der Rastafari-Bewegung, der "Rasta-men". "Organisa-
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lorisch" ist die Bewegung der Rastafarier schwer faßbar, 
ihre auf etwa 75.000 geschätzte Anhängerzahl gehört keiner 
festen Organisation an. Selbst äußerliche Kennzeichen, die 
als solche der Rastafarier bezeichnet wurden, sind keines­
wegs allgemein verbi ndlich. 
Die Entstehung der Rastafari-Bewegung geln auf die jahre 
um 1930 zurück - weltweit die Zeit der Weltwirtschafts· 
krise - und ist verbunden mit zwei Namen. Der ers te ist der 
des gebürtigen schwarzen j amaikaners Marcus Garvey, der 
ab 1916 in den USA - anknüpfend an schwan~e Theoretiker 
der USA wie Booker T. Washington - Forderungen zur 
Emanzipation der Schwarzen proklamierte wie die Förde­
rung von K.Ieinkapitalien, "self reHance" (etwa: Bewältigung 
der gesellschaftlichen Prozesse aus eigenen Mitteln) und zu 
diesem Zweck gar die Bildung von separaten Enklaven· 
Republiken der Schwarzen in den USA mit e igener Annee 
usw. Den nachhaltigsten Einnuß seiner Ideen üb te jedoch 
die im Gefolge der von ihm aufgegriffenen Forderung 
"Afrika den Afrikanern!" entwickelte These und Prophe­
zeiung aus, die Nachfahren der Millionen schwaner Sklaven 
in der neuen Welt würden in ihre wahre Heimat Afrika zu­
rückkehren - allein dort sei ihre wirkliche Befreiung erreich­
bar - und dieser Tag des "Exodus", des Auszuges ins ,,ge· 
lobte Land" entsprechend der Bibel also (Titel auch eines 
Bob-Marley-Songs), werde kommen, wenn in Afrika ein 
schwarzer König gekrönt werde. 
Diese Prophezeiung schien sich zu erfillien am 2. November 
1930. An diesem Tag wurde in Äthiopien Ras Tafari Makon­
nen zum Kaiser gekrönt und nahm den Titel Haile Selassie I. 
an sowie die Bezeichnungen " Löwe von j uda" und "König 
der Könige" ("Negus Negesti"). In ihm erblickten Anhänger 
Garveys den angekündigten Messias, den Sendboten Gottes, 
in Äthiopien das Ziel der Rückkehr (wobei Äthiopien viel· 
fach für Afrika überhaupt steht). Die äthiopischen Farben 
(Grün-Gold-Rot) wurden zu denen der Rastafarier, die ihren 
Namen aus dem Vornamen Makonnens herleiteten. 
Äthiopien wurde zum Identifikationspunkt, Haile Selassie 
zur Verkörperung des Messias, ,Jah " in der eigemümlichen 
Sprache der Rastafarier (nach dem hebräischen j ahwe für 
Gott) ungeachte t der sozialen und politischen Realitäten, 
ungeachtet der Tatsache, daß mit Haile Selassie ein Despot 
regien e, dessen Verantwortung für den Hungertod von 
Hunderttausenden Äthiopern 1974 Anlaß zu seinem Sturz 
war. 

~stafari: Blick aufs "gelobte" Afrika 

Die Gründe hierflir sind dennoch ersicht lich. Äthiopien ist 
das einzige schwanafri kanische Land, das niemals Koloni e 
war. Die Mehrheiurel igion des Landes ist das koptische 
Christentum, die Sippe der Makonnen leitet ihren Ursprung 
vom judaischen Herrscher Salomon und der Königin von 
Saba (Sheba) ab. Die Sklavennachfahren auf jamaika sind 
ihrerseits sei t etwa dem späten 18. jahrhundert großteils 
Anhänger von Missionskirchen und "afro-christlichen" Kul­
ten, die meist auf einer einfachen und fundamentalis tischen 
Bibelauslegung (vor a llem des Alten Testaments) beruhen. 
Unter diesen nimmt die Auffassung breiten Raum ein, an 
die Stelle des gegenwärtigen Elends werde das ,,(tausend­
jährige) Reich Gottes" treten , wie es in der Offenbarung 
J ohannis prophC'.teit wurde - weshalb derartige Bewegungen 
als "Millenarismus" (damit verwandt "Chiliasmus") bezeich­
net werden. Hauptgrund der Anziehungskraft des Mottos 
"zurück nach Afrika" freilich ist der Umstand, daß den ver­
sch leppten Sklaven und ihren Nachfahren erstmals eine 
Identifikationsmöglichkeit gegeben wurde, daß mit dem 
Hinweis auf die kulturelle Tradition Afrikas erstmals ein 
Gefühl des Stolzes und des Selbstbewußtseiru in den ihrer 
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Identität d urch den Kolonial ismus Beraubten entstehen 
konnte. Ei n Besuch Haile Selassies in jamaika 1966 wurde 
fo lgerichtig zu einem Triumphzug. 
Die "Ideologie" der Rastafari-Bewegung ist in wenigen Wor­
ten besehrieben. "Programmatische" Aussagen sind kaum 
vorhanden, in Liedtexten und individuellen Äußerungen fin­
det sich vielfach ein geradezu abenteuerlich-krauses Weit­
bild, dessen Fixpunkte freilich die te ils historischen, teils 
mythischen Themen namentlich des Alten Testaments sind. 
Gemäß ihrer Verheißung gilt den Anhängern der Rastafari­
Bewegung jamaika als "Babyion", sie selbst - die Schwar­
zen insgesamt - sind die dorthin verschleppten "Israeliten". 
Beide Begriffe tauchen auch immer wieder in Liedtexten 
auf. Meinte "Babyion" - ursprünglich die Gefangenschaft 
eines Teils des jüdischen Volkes dor t - in der ßibel später 
vor allem Rom, das Römische Reich, so steht es für die 
Rastafarier rur das "System" jamaikas (Bob Marley: "Baby­
Ion System"): Gewalt, Polizeiwillkür, Korruption, Elend, 
Unterdrückung. In dieser "Knechtschaft" harren die "Kin­
der Israels" ("chi ldren of jah") der Befreiung und 
Rückführung ins eigene, "unserer Väter Land", des "Exo­
dus" (2. Buc h Mosis) also zum "Berg Zion" (=Afrika) durch 
den ersehnten Messias. 
In der Verkündung dieser Botschaft sehen die Rastafarier 
eine Il auptaufgabe. Bob Marley in einem Interview: "Wir 
alle sind Christenmenschen; eine Botschaft zu verkünden 
haben wir alle, und das können wir nicht zurückhalte·n. "3 
Allerdings ist der Glaube an die reale Rückkehr nach Afrika 
im Rückgang begriffen,4 der Begriff "Afrika" wurde mehr 
zum Symbol ftir eine geistige Heimat. Obwohl eine politiseh 
kämpferische Praxis der Rastafari.Bewegung nicht e rkenn-



bar ist, nimmt neben der Thematik des "Exodus" usw. die 
Beschreibung der realen Situation auf jamaika und die For­
mulierung militanter Rebellionslosungen breiten Raum ein. 
Am berühmtesten wurde Peter Toshs Komposition (inter­
pretiert von Bob Marley) "Get up, stand up" ("Erhebt euch, 
steht auf"). Und auch bezüglich Afrikas werden Texte häufi­
ger, die konkrete Solidarität ausdrücken - z_B_ Bob Marleys 
.,Zimbabwe". 
In der Rastafari-"Ideologie" stehen neben der eher mysti. 
schen Religiosität Elemente politischen Engagements. Diese 
Zwiespältigkeit ergibt sich aus der Existenz einer Heilserwar­
tungsbewegung ("millenaristisch"), welche die Rastafari­
Bewegung ihrem Wesen nach ist, in einer spezifischen histo­
rischen Situation eines Dritte-Welt-Landes wie Jamaika. 
Heilserwartungsbewegungen - meist in Form von Sekten -
traten in aUen Klassengesellschaften Europas und des vorde· 
ren Orients (und in ihren Religionen) immer wieder auf. 
Typisch flir sie ist die religiöse Verkleidung zumeist sehr 
irdischer, weltlicher Beweggründe und Ziele, die in den 
materiellen/sozialen Verhältnissen, und zwar der Verelende­
ten, Versklavten und Unterdrückten zu suchen sind_ Insbe­
sondere in Situationen des sozialen Umbruchs - und damit 
der Zuspitzung von Klassengegensätzen - bildeten sich Be­
wegungen, die statt der Befreiung auf Erden diejenige im 
jenseits propagierten, vor allem aber die konkrete Lage der 
Erniedrigung und Armut mit der Utopie einer besseren Welt 
konfrontierten_ 

Als eine solche Sekte zunächst der Ärmsten entstand auch 
das Christentum unter der römischen Herrschaft. Daß es an 
die Stelle zahlloser anderer Kulte usw. treten konnte, ver­
dankte es der Tatsache, daß es zum einen keinerlei Kasten­
bildung bei der Ausübung der Religion kannte (im Unter­
schied zum Priestertum anderer, schließlich auch der jüdi­
schen Religion(en) ), zum anderen eben diese traditionellen 
Religionen usw_ durch die Eroberung durch Rom und durch 
die Zerstörung der sozialen Grundlagen ihre Basis verloren. 
Das Christentum entwickelte sich vor al lem als Religion in 
der .. Diaspora" (der Zerstreuung eines Volkes in alle Welt) 
und nach dem Scheitern mehrerer Aufstände des jüdischen 
Volkes gegen die römischen Eroberer. 

Eine vergleichbare Situation - Verschleppung und Zerstreu· 
ung, Zerstörung der traditionellen Gesellschaften - bestand 
und besteht fur die Afroamerikaner, also die Sklaven und 
ihre Nachfahren auch auf Jamaika. Unter ihnen nahm der 
Einnuß teilweise rückwärts gewandter, "romantischer" 
Theorien wie schließlich diejenige Garveys vor allem nach 
dem Scheitern großer Aufstände der Sklaven und ihrer for­
mell freien Nachfahren 1831 und 1865 zu. 

Der Aufstieg der Rastafari-Bewegung fallt 
Zeit nach dem 2. Weltkrieg, als jamaika 

vor allem in die 
bis dahin ein 

reiner Agrarstaat (Zuckerrohr, Rum, Bananen) - nach der 
Erschließung gewaltiger Bauxit-Vorkommen sich zu einem 
von der Bergbauindustrie dominierten Land entwickelte und 
die Landnucht rasant zunahm - mit den in der Dritten Welt 
vorherrschenden Folgen; Siumbildung, Massenarbeitslosig­
keit, Hoffnungslosigkeit, Gettokriminalität. Der Rastafari­
Kult heutiger Prägung ist teilweise die jamaika spezifische 
"Antwort" auf diese Bedingungen (verschärfend kommt 
hinzu die Enttäuschung der Massen nach der Unabhängig­
keit des Landes; vgl. Anmerkung I). 
jamaikas Rasta-men stehen damit keineswegs allein. Ver­
gleichbare Erscheinungen prägen auch das Bild sowohl der 
"Black Power·'.Bewegung in den USA in den 60er jahren 
(so taucht auch dort die Losung "zurück nach Afrika" auf, 
bildete diese aber auch einen wichtigen Markstein für die 
Entwicklung eines neuen Selbstbewußtseins der Schwar· 
zen,5 als auch bestimmter Teile der "Bewegung des schwar­
zen Selbstbewußtseins" ("Black Consciousness Movement") 
in Südafrika. 

.. Erhebt Euch, steht auf!" 

jamaikas Rastafari-Bewegung und ihre Musik, der überwie· 
gende Teil der Reggae, sind bei allen Zwiespältigkeiten und 
fragwürdigen Elementen Ausdruck einer Aunehnung, deren 
spezifische Ziige nicht zuletzt durch das Fehlen einer wirk­
lichen Alternative - einer revolutionären Bewegung - ge­
kennzeichnet sind. Dennoch finden sich in ihr Elemente 
revolutionärer Ideologie - und sei es in der Form der Uto­
pie, die stets auch Bestandteil revolutionärer Bewegungen 
sind. Zwar dominieren die Momente, die Ausdruck der Lage 
verelendeter, subproletarischer Bevölkerungsschichten sind, 
und vermischen sich mit kleinbürgerlich-nationalistischen 
Auffassungen, die anzeigen, daß auch Angehörige dieser und 
sogar der Schichten des Bürgertums inzwischen Anhänger 
des Rasta·Kultes sind. 
Dennoch stellt der Reggae nach wie vor in erster Linie eine 
Musik der Rebellion dar, ist er realistische Musik, wo er sich 
mit den Verhältnissen in Jamaika befaßt, geprägt vom Zorn. 
gegen die Verhältnisse und die Unterdrücker (letzteres 
kommt z.B. in Gedichten von Rastafari-Poeten wie Sam 
Brown zum Ausdruck). Die Widersprüchlichkeiten zu erken· 
nen und kritisch aufzunehmen darf nicht dazu fUhren, zu 
verkennen, daß der Reggae eine wichtige musikalische Form 
des Ausdrucks von Aunehnung und Hoffnung in großen Tei­
len der Dritten Welt darstellt. Als auf der Karibikinsel Gre· 
nada das reaktionäre Regime gestürzt wurde, spielte der von 
der Revolutionären eingenommene Rundfunksender den 
ganzen Tag lang Reggae.Musik. 
Bob Marleys Version von "Get up, stand up" ist in ihren 
Aussagen eindeutig; 
"Man kann einige Menschen einige Zeit täuschen 
aber nicht alle Menschen alle Zeit 
und nun, da wir das Licht sehen 
stehen wir auf und kämpfen. 
Erhebt euch, steht auf 
steht auf rur eure Rechte 
erhebt euch, steht auf 
gebt den Kampf nicht auf!" 

Anmerkungen: 
I) Zur Entwicklung Jamaikas in der jüngeren Zeit siehe: AlB 

1/1981, S. 12-14 
2) Nach: S. Davis/P. Simon, Regg<le Bloodlines. In Seareh Of The 

Music And Culture Of Jamaica, London 1979, S. 17 
S) Interview mit Bob Marley, Wcstdcutso::her Rundfunk, 3. Pro­

gramm, 22.8.1980 
4) Vgi.: L.E. Barren, The Rastafarians, Kingston - London 1979, S. 

'38 
S) Vgl. hienu AlB 2/1980, S. 23 
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Entwicklungsländer 
Vom 26.-30. April 1981 fand in Havarztll.l/Kuba det 2. Kongreß der" Verdn(gung der Okonomtn der Dritten Welt" stillt, dessen Eröffnul1I/m!de 
der kubaniJche Mini$lerpriisident Fidel Cl2.ltro hielt. Die VcrcimPt\l wt.<rde im FebrulJr 1976 in Aigiet auf Anregung des ueT$toroenen Houari 
BQumedienne gegriindet und hat n'ch seitlu!r Zu einem Zentrum des progreSSlvlIn wirtschafts- und SO,lialwüunschaftlichen DenJr.ens entwickelt. 
Während die TeilnehmerzQhI llCIeh auf dem 1. Kongrejl in Algier nur I'tw/ls mehr als 200 betrug, .tomen in HO!J(mM etwa 650 Oltonomen und 
Soziologen aus 102 LäruJern sowie weitere 400 WirtscluJltswissenschajtler zusammen. 
DfIS SelbstveTständnls der Vereil'lig'ung l!f'gibt $ich daraus. daß in ihr dem Statut zu/alge alt jene SOlu.l- und Wirttc""ftswissensclw.ft/er Mitglied 
werden können, "die sich /it:! und pvsönlid dem revolutionaren Pro~eß der Befreiung und Verteidigung ihrer Vö/lter sowie der Durchfuhrung der 
Strategie zur Erlangung ihrer politischen UMlblriingigkeil und zur Schllffu"/{ einer Neuen IntertllltioMlIno WirtJChaftsordnung - die die Negation 
der gegenwiirtigen impcriolistischen Arbeitsteilung ist - verpflichtet fohlen ". Dies macht 12uch fiir propessive Wissenschaftler <!'Ur entwickelte.! 
k12pitl2listischen und .roü12liJlischen Undern die Mit12rbeit in der OrganiSlltion mäglich . .. Wo immCT wir a'.lCh tlfbeilen ", formulierten die Kongreß· 
teilnehmer in ihrer Allgemeinen Erkliirung in HI2lHmna, "wir mussen die Wege a.nd Methoden zur w12hren Entwicklung a.nserer Vä/lt er 12usfindig 
m12chen und vor12ntreiben. Der einzige Weg dies zu erreichen, besteht d12rin, 12n den Kämpfen der Arbeiter und B12uern. der breiten Volksmassen 
teiü;unehmen, so d12ß sich unser wissenschaftlicMs Denken im Einkl12ng mit den wirtsch12ftlichen und gesellschaftlichen RealitiiUn der Dritten 
Welt befindet." Es versIeht sich. daß sich dieses Wissenschll.{lsdenken radik121 oon jenen bürgerlichen AnS<itzen unterscMidet, die sich mehr oder 
weniger 12n den kurz- oder lang/n'Sligen Erfordernissen neokoloni12listischer Hf.'TTschaflssicherung orientieren. "Sei es durch die Trugbilder der 
Interdependen;: oder durch die Konstruktion nicht oorhandener gegenseitiger Interessen zwischen den Ausbeutern u.1d den Ausgebeuteten ", so 
MißI es in der Erkliirung oon H12vanlla weiter, "der Imperialismus verfolgt lediglich seinen traditionellen Weg ... Gegenwiirtig gibt es Vern.<che­
die n'ch gTllduell unterscheiden, aber alle der gleichen Absicht folgen - der Dritlen Welt angeblich guignete Modelle zur ObCTwindung der 
Rückstiindigkeit und der Unterentwickla.ng an;:ubieten. Eines davon ist die Anwenda.ng a.ltraliberaler WirtJCJwfl$politik en monet12ristischcr A rl. 
die in der Prta.is die Unterordnung der Wirtschaften dieser Under unter die Dik tote der tranSlllltioMllen Konzerne bedeuten. .. 
Im Mittelpunkt der Diskussion standen in Havo.ntw die Auswirkungen der kopitalistiscMn Weltwirtschaftrkrise auf die Liindl'"T der Dn'tlen Welt. In 
Arbeilsif"'ppen und Rutldtischgespriichen wurden ferne die akulen Fragen der Entwicklung und des Kampfes 11m eine Neue Infertll/lloMle 
Wirtschaftsordnung diskutiert. Besonderes Gewicht wurde dDbei Duf den unauflöslichen Zusammenhang zwischen demokratischen Umgestaltun­
gen im weltwirtschaftlichen Bereich und rodilwlen Sln4kturverandtm4ngen im lnnern der Entwicklunglliinder gelegt. 
Der Nobelpreisträger und schwedische tlkonom GunMr Myrdol. wohl der prominenteste westliche Teilnehmer on dem Forum i" HavonM 
unterstn'ch dies neben uielen anderen.: .,Was die Dritte Welt tun muß, ist, fiir JtruktureUe Verändel1.lngen zu kämpfen, derer unterentwickeltc 
Lätlder heute bedürfen,. zu kiimpfen für die Hebung des BildungsstDnds, darum, d12s NotioMleinkommen gleicher zu verteikn, Agrarreformen 
durclullführen und die äffentliche Gesundheitsuersorgung ollnubollen; kurz: zu kiimpren fiir eine wahrhtJ{lige ökonomische, $ozillit und kulturel­
le Entwicklung utld gegen die Troll$tw/ionolen $Owie gegen die VorheTf'schaftspolitik der westlichen Miichte, ., Und G. Myrdol war auch nicht der 
Ein;:ige, der konkretisierte, wie dieses Kon;:ept zu verwirklichen sei: .. Wenn mich jemt.nld fragte, WD es Entwicklungserfolge gegeben hat, würde 
ich ihm sogen: Schauen Sie auf Ka.bo. " 

Rede Fidel Castros auf dem 
2. Kongreß der Vereinigung der Dritte-Welt- Ökonomen 

Das Dilemma unserer Zeit 
( ... ) Wir müssen die Erfahrungen aJler Völker, die sich selbst 
von imperialistischer Vorherrschaft und kolonialer Unter­
drückung befreit haben, berücksichtigen, unser eigenes Den­
ken entwickeln und uns frei machen von der pseudowissen­
schaftlichen Bevormundung durch direkte oder indirekte 
Vertreter der transnationalen Monopole. 
In der letzten Dekade entstand die Theorie des sog. Nord­
Süd-Dialogs. Ihr zufolge verhandelt der wohlhabende Nor­
den mit dem verelendeten, verarmten und rückständigen 
Süden. 

Die Nord-Süd-Theorie will verschleiern 

Es ist nicht schwer zu erkennen, daß geographische Begriffe 
das Wesen der Beziehungen zwischen jenen Ländern ver­
schleiern sollen, die große Reichtümer besitzen, und denen, 
die dieser beraubt wurden. All das dient dazu, die Vergan­
genheit vergessen zu machen, die Gegenwart zu entstellen 
und die Zukunft in rosigen Farben zu malen. 
Einige sind darum bemüht, den Begriff "Norden'l auf die 
sozialistischen Länder auszudehnen, die mit kolonialen, neo· 
kolonialen und imperialistischen Praktiken weder etwas zu 
tun hatten noch haben. Für uns ist "der Norden" voll­
kommen gleichbedeutend mit den früheren Kolonialländern, 
die - allgemein gesagt - zu neokolonialistischen und im· 
perialistischen Praktiken übergegangen sind und noch immer 
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die Wirtscharten vieler Staaten in Arrika, Asien und Latein­
amerika - dem symbolischen Silden natürlich - behel'T­
schen. 
Oie sozialistischen Länder verfUgen weder über transnati0-
nale Unternehmen noch besitzen sie RohstoHquellen, 01-
lager1läuen oder Fabriken jenseits ihrer Grenzen. Kein ein­
ziges sozialistisches Land beutet einen Arbeiter oder Bauern 
in einem anderen Land aus. Oie Wahrheit über den Nord­
Süd· Dialog besteht darin, daß der Norden über ökonomische 
Macht verfUgt, die sich in seiner entwickelten Industrie, sei­
nen großen finanziellen Reserven und seiner Kontrolle der 
fortgeschrittenen Technologien manirestiert, während der 
Süden - allgemein gesagt - über beträchtliche Mengen von 
Rohstoffen und billiger Arbcitskrart verfügt, aber außer· 
ordentlich stark bei den Finanzinstitutionen des Nordens 
verschuldet ist. 
Die Wirtschartskrise des Kapitalismus istjetu in eine chroni­
sche Phase getreten. Seit 1913 hat sich die Situation noch 
weiter verschlechtert, und es gibt kein Anzeichen dafür, daß 
die Probleme kleiner werden oder gar verschwinden. 
Die Wirtschaften der entwickelten kapitalistischen Länder 
bieten ein Bild der Stagnation. Ihre gesamtwiruchaftliche 
Wachstumsrate lag 1980, verglichen mit 1919, bei nur 1%. 
So geht ihr wirtschaftlicher Abschwung weiter. 
Oie Inflation, das andere a1lgegenwärtige Phänomen, stieg 
nach den Angaben der Organisation ftir Wirtschaftliche Zu· 
sammenarbeit und Entwicklung (OEeD) 1980 aur 13,9%. 
Die gleichen Symptome dauern gegenwärtig an. Die Arbeits­
losigkeit _ eine wirtschaftliche Tatsache und ein soziales 
Gebrechen gleichermaßen - wurde zu einem Massenphäno­
men. Ober 5% der Arbeitskräfte in diesen Ländern sind 
ohne Arbeit, und ein großer Teil, der in den offiziellen Stati­
stiken nicht auftaucht, arbeitet nur zeitweilig oder saiso­
nal. ( ... ) 
In scharrem Kontrast dazu erwirtschaften die transnatio­
nmn Monopole wachsende Dividenden und akkumulieren 
beeindruckende Finanzmittel. Lassen Sie uns einige Zahlen 
aus der offiziellen internationalen Literatur, in diesem Fall 
der UNCTAD, nennen. 
Z.B. betrug die Gesamtsumme der Direktinvenitionen dieser 
Monopole in der Periode 1910-1842.000 Mio Dollar. Im 
selben Zeitraum führten die transnationalen Unternehmen 
100.218 Mio Dollar als repatriierte Profite in ihre Heimat­
länder zurück. Das bedeutet, daß während der betreffenden 
Periode für jeden neuen Dollar, der in den unterentwickel­
ten Ländern investiert wurde. im Durchschnitt 2,4 Dollar in 
Form repatrüerter Profite herausgezogen wurde. 

Raub der Transnationalen an der Dritten Welt 

Während derselben Periode stiegen die US-Investitionen in 
der Dritten Welt auf 8.701 Mio Dollar. und nach ihren An­
gaben wurden 39.685 Mio Dollar ab Profite retransferiert. 
Das bedeutet rur die US-Zahlungsbilanz durchschnittlich ein 
Plus von 4,5 Dollar ftir jeden in den unterentwickelten 
Ländern neuinvestierten Dollar. 
Es kann festgestellt werden, daß der Löwenanteil, der an die 
US-Konzeme geht, 40% der gesamten Monopolprofite be­
trägt. Mehr noch, die Rentabilität des US-Kapitals war nahe­
zu doppelt so hoch wie die du Kapitals ähnlicher Unter­
nehmen anderer Länder. 
Transnationale üben eine beeindruckende Kontrolle über 
den Rohstoffbandel aus. Sie vermarkten 50·60% bei Zucker 
und Phosphaten, 70-15% bei Bananen, Reis, Gummi und 
Rohöl, 15-80% bei Zinn, 85·90% bei Kakao, Tee, Kaffee, 
Tabak, Weizen, Baumwolle, Jute. Nutzhol:./: und Kupfer, 
90-95% bei Eisenel"l und Bauxit. 
Eine korrekte Wirtschafts· Wld Sozialpolitik muß den Men· 

schen in den Mittelpunkt stellen und sich auf ihn konzen­
trieren. Wenn die Politik diese Prinzipien nicht beachtet, 
wird es keine Entwicklung, ja nicht einmal Frieden geben. 
In vielen uruerer Länder ist es wesentlich, daß die Verhält­
nisse auf dem Land umgestaltet werden. Vielerorts blieben 
archaisch-feudale Fesseln und imperialistische Vorhel'Tschaft 
erhalten, und die bandgüter sind im Besit:./: nationaler oder 
transnationaler Monopole. Das Land muß denen gehören, 
die es bebauen, seien sie Landarbeiter in Staatsfarmen, Ge­
nossenschaftsbauern oder Einzelbauern, die die Arbeit ande­
rer nicht ausbeuten. In vielen unserer Länder. wo die Mehr­
heit der Bevölkerung auf dem Land lebt, bedeutet eine 
Agral'Tdorm oder -revolution. Millionen von Menschen ein 
neue, Leben zu geben, die IlOtwendigen NahrWlgsmittei und 
Rohstofre zu produzieren und den einheimischem Markt zu 
erweitern, was seinerseits den industriellen Fortschritt vor· 
anbringt. Es kann keine wirtschaftliche und soziale Berrei· 
ung geben ohne die Befreiung der ländlichen Massen und 
ohne die Beseitigung der traditionellen Produktionsverhält­
nisse auf dem Land. 
Entwicklung bedeutet auch Industrialisierung. Aber wir 
miissc:n uns fragen, welche Art der Industrialisierung? Es ist 
überflüssig zu erwähnen, daß die Errichtung von Industrien 
lange Zeit in Anspruch nimmt, besonders wenn es diversifi­
zierte Industrien sind. Jedes Land hat und wird seine eigene 
Industrialisierungspolitik verrolgen. Das hängt von wirt­
schaftlichen, sozialen und Bildungsraktoren ab. 

Nein zur neokolonialen Schcinindustrialisierung! 

Wenn wir von Industrialisierung in EntwicklungsHindern 
sprechen, kommt die Rede sofort auf "industrielle Verlage­
rungen". Dies ist ein raffinierter Schachzug und bedeutet, 
daß große Transnationale darüber zu befinden haben, wo die 
Industrialisierung vorangetrieben wird, während die neo­
kolonialen Bindungen in den Ländern, in die verlagert wird, 
noch enger und aur diese Weise die "Privatinitiative" ge­
stärkt wird. 
Ober Verlagerungen wird eine bestimmte Art neuer inter· 
nationaler Arbeitsteilung errichtet, die den riickständigen 
Süden in einen Standort von Industrien verwandelt. die von 
relativ niedrigem technologischen Niveau und besonders 
arbeitsintensiv sind, sowie von Industrien, deren Schäden rur 
die Umwelt von den Völkern der betreffenden Metropolen 
nicht länger toleriert werden. Auf diese Art und Weise wird 
vor allem die im Obernuß vorhandene billige Arbeitskraft 
ausgebeutet. Hongkong, Singapur. Südkorea, Taiwan usw. 
sind konkrete Beispiele dieser ddormierten Scheinindustria· 
lisierung. Das ist natürlich nicht die Industrialisierung. die 
wir anstreben. 
Um Zugang zu den modernen Methoden der Produktion 
und zu den wichtigsten fortgeschrittenen Technologien zu 
bekommen, ist es unvel"l;ichtbar, Männer und Frauen auszu· 
bilden, die mit ihnen arbeiten können, ihr Wissen auf eben 
diesen Gebieten zu heben und sie mit der nötigen sozialen, 
patriotischen und intemationalistischen Bewußtheit auszu­
statten. Diese muß sie sowohl dazu befahigen, nationale 
wirtschaftliche und soziale Projekte auszurühren, als auch 
dazu, zur Entwicklung der Unterprivilegierten, die an den 
Folgen der kolonialen Vergangenheit noeh akuter zu leiden 
haben, beizutragen. ( ... ) 
Wenn die Entscheidungsgewall eines Staates und einer Ge­
sellschaft nicht in der Hand der großen Mehrheit der Werk· 
tätigen liegt, wird keine dieser Voraussetzungen für die Ent­
wicklung zu verwirklichen sein. Die Art der sozialökonomi­
schen Politik, die wir brauchen, kann nur von einer politi­
schen Führung verfolgt werden, die die tatsächlichen Inte­
ressen des arbeitenden Volkes vertritt. 
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Es ist illusorisch :tU glauben, daß die lokalen politischen 
Vertreter der transnationalen Oligarchien und der feudalen 
Ausbeuterminderheiten diese Schritte in Richtung auf eine 
Veränderung unternehmen würden. Deshalb ist die Demo­
kratisierung die Hauptvoraussetzung rur j eden Wandel und 
die Entfaltung des Entwicklungswillens. Oie politische 
Macht muß aus der Hand einiger weniger in die Hände der 
schöpferischen Mehrheiten übergehen. Und dies beinhaltet 
offensichtlich auch, der Diskriminierung der Frauen und 
dem nicht zu tolerierenden Übel der Rassendiskriminierung 
ein Ende zu setzen. ( ... ) 
jahrzehntelang und besonders in den letzten Monaten stra­
pazieren die Vertreter der internationalen Reaktion die 
Theorie, daß Revolutionen das Resultat hinterlistiger Manö­
ver gewisser internationaler Agenturen seien. Schenkt man 
diesen Vertretern Glauben, so sind diese Agenturen so ge­
schickt, daß ihnen das Wunder gelungen ist, Millionen zur 
Revolte zu bringen und ganze Völker davon zu überzeugen, 
gegen Unterdrückung Widerstand zu leisten, und zwar ent­
gegen ihrer ureigensten nationalen und sozialen Bestre­
bungen, gegen Hunger, Arbeitslosigkeit, Armut, Krankheit 
und Unwissenheit zu kämpfen. Diese lächerlichen Erklärun­
gen werden endlos wiederholt. 
Aber wer von Ihnen, den ökonomen und Soziologen der 
Dritten Welt, die Sie so gut informiert sind über Ihre Länder 
und Regionen, könnte diesen imperialistischen Fabeln über 
die Ursachen nationaler Befreiungskriege und Revolutionen 
Glauben schenken und würde diese nicht als gerechte Ant­
wort unserer Völker auf die permanente Verletzung der 
elementarsten und geheiligsten Rechte der menschlichen Ge· 
seilschaften ansehen? 
Wenn wir ein klares Bild von der harten Realität in den sog. 
Dritte-Welt-Ländern bekommen wollen, reicht es, darauf 
hinzuweisen, daß die \yeltbevölkerung jetzt fast 4,4 Mrd 
Menschen zählt, wovon 75% in den unterentwickelten 
Ländern leben. 

Die Kluft wird immer größer 

Gleichwohl verfUgen die entwickelten Länder, in denen 25% 
der Weltbevölkerung leben, über 83% des Bruttosozialpro­
dukts der Welt. Sie verbrauchen 75% der Energie und 70% 
des Getreides. In diesen Ländern sind 92% des gesamten 
Industriepotentials und 95% der technologischen Mittel der 
Erde konzentriert. Sie verbrauchen bis zu 89% der insgesamt 
auf der Weh für Zwecke der Erziehung ausgegebenen Geld­
mitteL 
Der Pro-Kopf-Verbrauch an tierischen Proteinen ist in den 
entwickelten Ländern achtmal höher als in den Entwick­
lungslände.rn. Zwischen 400 und 500 Mio Menschen in den 
unterentwickelten Ländern leiden an Hunger. Und wir 
dürfen nicht vergessen, daß die Weltbevölkerung bis in 20 
jahren - in anderen Worten: bis zum Endes dieses jahr­
hunderts - auf 6,5 Mrd angewachsen sein wird, von denen 
dann 80% in den heute unterentwickelten Ländern leben 
werden. Und die Kluft ist weit davon entfernt geringer zu 
werden, sie wird immer größer. 

Die Vermarktung dieser Produkte bringt immense Profite; 
Zehntausende von Millionen fließen in die Taschen der 
Transnationalen, während die unterentwickelten Länder nur 
noch mehr beraubt und dekapitalisiert werden. 
Die Intensivierung der Konzentration, Zentralisation und 
Internationa lisierung des transnationalen Kapitals in den 
letzten 20 j ahren hatte eine außerordentliche Stärkung des 
staaumonopolistischen Kapital ismus zur Folge, d.h. der 
Vereinigung der großen Monopole m it dem Staatsapparat 
der kapitalistischen Länder. Oie allgemeine Politik dieser 
Staaten, und besonders die Wirtschaftspoli tik, wird auf der 
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Basis der Interessen dieser Monopole formuliert. 
Ein herausragendes Beispiel ist die Festsetzung der Preise fur 
Rohstoffe durch diese Monopole in den unterentwickelten 
Ländern, die den ungleichen Handel, die Hauptursache fur 
die Verschuldung dieser Länder, weiter vertiefen. Die unter· 
entwickelten Länder werden durch diesen ungerechten Han­
del weiterhin ausgeplündert. Auf der anderen Seite bürden 
die entwickeitell kapitalistischen Länder durch den Verkauf 
ihrer Industrieprodukte zu inflationären Preisen der Dritten 
Welt auch die steigenden Energiekosten auf. Solche Handels­
beziehungen stellen einen Teufelskreis dar, aus dem es unter 
den gegenwärtigen Bedingungen kein Entkommen gibt. ( ... ) 

In den letzten jahren ist das Bedürfnis nach einer Neuen 
Internationalen Wirtschaftsordnung noch dringlicher gewor­
den, wenn auch die Meinungen nicht in allen EinzeifrageIl 
einheitlich sind. Gleichwohl sollte das Wesen dieser neuen 
Ordnung darin bestehen, unsere Länder in die Lage zu ver· 
setzcn, echte ökonomische Unabhängigkeit zu erreichen und 
solche materiellen und geistigen Voraussetzungen zu schaf­
fen, unter denen der Lebensstandard der Bevölkerung ent­
sprechend den gegenwärtigen wissenschaftlichen und tech­
nologischen Errungenschaften angehoben werden könnte. 

Weil wir das Modell der überentwickelten GesellschafteIl, 
der sog. Konsumgesellschaften, zurückweisen - das im 
Grunde genommen oberflächlich, verschwenderisch und ab­
solut ungeeignet für die Dritte Welt ist - müssen wir zu dem 
Schluß ko mmen, unsere eigenen Gesellscha ften auf der Basis 
der Arbeit und der sozialen Gleichheit zu schaffen. 
Ich glaube, wir alle stimmen darin überein, daß - zuallererst 
- die natürlichen Ressourcen unserer Länder der Nation 
gehören und dem Volk dienen müssen. 
Zweitens muß der Handel mit den entwickelten kapitalisti­
schen Ländern oder der Austausch dieser Ressourcen gegen 
ihre Industrieprodukte zu fairen Bedingungen, die u~leiche 
Behandlung und ungleichen Handel ausschließen, erfolgen, 
damit die gegenwärtige Verschlechterung der Terms of Tra­
de (Mißverhältnis von Export- und Importgiiterpreisen; d_ 
Red.) gestoppt wird. 
Bei einer früheren Gelegenheit sagte ich, daß es keinen Frie­
den ohne Entwicklung geben könnte. Das bedeutet, daß der 



Kampf rur Frieden Kampf fUr die Entwicklung ist und daß 
es keinen Frieden und keine Entwicklung geben kann ohne 
die breiteste Zusammenarbeit zwischen allen Nationen, auf 
der Basis der Achtung fUr die freie Entscheidung eines jeden 
Volkes bei der Wahl des Gesellschaftssystems, in dem es 
leben möchte. ( ... ) 
Wenn die Völker in den unterentwickelten Ländern nicht 
fUr die Entwicklung arbeiten, wird es keine Entwicklung 
geben. Entwicklung ist nicht nur e ine wirtschaftliche, son­
dern auch eine soziale Angelegenheil. Es kann eine verz.errte 
oder abhängige Entwicklung geben, aber sie dient weder die­
sem Ziel, noch führt sie zu den gewünschten Ergebnissen. 

Entwicklungsmodelle - eme soziale Angelegenheit 

Das sind die Konsequenzen aus J ahrhunderten kolonialer, 
imperialistischer und neokolonialistischer Ausbeutung. ( ... ) 
Viele schätzen die nächsten beiden Dekaden als den Zeit­
raum ein, der fUr die Zukunft der Menschheit von lebens­
wichtiger Bedeutung ist. Ohne zu dramatisieren oder in 
Katast rophenprophezeiungen zu verfallen, können wir an­
gesichts der Tatsachen und der Zahlen sagen, daß d ie Zu­
kunft höchst ungewiß ist und uns Katastrophen dro hen 
könnten, sollte der gegenwärtige Kurs beibehalten werden .. 
Diese Katastrophen würden sicherlich rur die Armen am 
schlimmsten werden, aber auch die Lände r des wohlhaben· 
den Nordens würden ganz sicher ihre schrecklichen Folgen 
zu spüren bekommen. 

Die Welt von heute hat ihr Gesicht verändert. Die internatio· 
nalen Verbindungen sind unauflösbar geworden. Kein Land 
kann sich dem entziehen; kein Problem auf diesem Gebiet 
kann mehr von einem ausschließlich nationalen Standpunkt 
untersucht werden. Die Wirtschaft wurde internationalisiert, 
und dieser Trend schreitet in schnellem Tc-mpo voran. In der 
unmittelbar vor uns Iic-genden Zukunft und auch später wird 
man keine Lösungen finden, wenn man diese Voraussetzun· 
gen nicht beachtet. Das ist die Wahrheit, und diese wird 
mehr und mehr von jenen aner kannt, die sich mit sozial­
ökonomisehen und politischen Problemen beschäftigen. 
Wir leben in einer ' Zeit des demokratischen Kampfes im 
Kontext der weltweiten Zusammenarbeit zwischen den 
Nationen. E.s gibt keine andere gültige oder rationale Alter­
native. J ede dem entgegengesetzte Politik führt zu einem 
Weltkrieg, dessen vorhersehbarer Ausgang in der Vernich­
tung tausc-nder von Millionen Bewohner dieses Planeten und 
in der Zerstörung der meisten Zentren der Zivilisation und 
der heutigen Produktivkräfte bestehen würde. Sience­
Fiction-Schriftueller könnten vielleicht vorhersehen , wie 
das Leben der Menschheit nach einer solchen Entwicklung 
aussähe. Deshalb glauben wir , daß eine Lösung der gegen· 
wärtigen Ubel der Dritten Weh nicht aus Halbheiten 
bestehen kann. Geeignete und umfassende Maßnahmen 
müssen ergriffen werden. Es handelt sich nicht nur um 
Währungs-, finanzielle, kommerz.ielle Probleme oder Pro· 
bleme im Zusammenhang mit energetischen, bevölkerungs· 
mäßigen, ökologischen oder Umwehfaktoren; noch sind die­
se ausschließlich durch sozialökonomische und politische 
Veränderungen verursacht. Sie bilden ein integrienes Gan· 
les, das in seiner Gesamtheit eingeschätzt werden sollte. 
Dieses Ganze muß darüber hinaus innerhalb des Rahmens 
der wirtschaftlichen und politischen Beziehungen mit dem 
Rest der Welt gesehen werden. 
Das ist das Dilemma unserer Zeit, bei dessen Lösung wir alle 
helfen müssen. WeiterfUhrende Konzepte , diskussionswürdi· 
ge Ideen, die Formulierung angemessener Thesen und Theo· 
ricn stellen einen sehr e.ffektiven Beitrag zur öffnung des 
Weges zum Fortschritt dar. ( ... ) 
(Quelle: G ranma. Weekly Review, Havanna, 10.5. 1981) 

Zeitschriftenschau 

Forum, Nr. -t2/Juni 1981 
Diskuuion: Kaffee-Aktion zu EI Salvador, Guatemala-Kaffee der 
GEPA, Lebensstil . Magazin: Ökologic contra Sozialiunus, Kolum· 
bien, Indio-Organisation MITKA im Kreu:deuer. Koordination: 
Phanna·Bricf, Frauen in du Dritten Welt, Kampuchea . Zeitschrif. 
ten, Neuerscheinungen, Rezensionen, Kleinarueigen 
Einzelpreis 3 DM, Abo 12 D~f bzw 20 DM 
Baug: Magazin-Verlag, Königsweg 7, 2300 Kid 1 

Latcinamerilta Anders, Nr. 15/Märt 1981 
Surinam: &hwierigkeiten nach 300 Jahren KolonialhelT$chaft • 
Jamaika: Wahlsieg der Konservativen . Grenada: Zusammenfassung 
neuerer Berichte . Haiti: Haiti, Sklaven befreien sich selbst; Unter­
drückung und Flüchtlingsprobleme • Paraguay: Vertreibung der 
Toba·Maskoy-lndianer • Die "neue interlUl.t ionale Informations­
und Kommunikationsordnung" • Buchbesprechungen . Aus der 
Solidaritätsbewegung • Zeitschriftenschau • Gedicht aus Bluefields 
Einzelpreis 3 DM, Abo 12 DM 
Bezug: IGLA, Münzwarddnllr. 2, A·1060 Wien 

Paraguay·Rundbrief, Nr. 28/Februar 1981 
Die letzten Monate des Anaull$io Somoza • Der Tod Somo2.all und 
seine Auswirkungen . Materialliste für Schule und Öffentlichkeits· 
arbeit . Presseecho • Meldungen . Meinungen . Lescrbricfe und 
Diskunion 
Eim:e\preis 2 DM, Abo 100M 
Bezug: Inge Gräfe, Sandbcrgstr. 45, 6100 Darmstadt 

bläuer des ia;3w, Nr. 92/Män 1981 
Themel'l$Chwerpunkt: China nach Maos Tod - Die Entwicklung 
der letzten sechs Jahre . Nachrichten und Berichte: Iran - Der 
Krieg bedroht die Versorgung . BRD-Waffene"porte • EI Salvador 
- das Zuckerbrot zur Peitsche . Chile - Todesstrafe flir politische 
Gefangene gefordert . Frauen in Nikaragua 
Eil12elprei,4 DM, Abo 25 DM bzw. 35 DM 
Bezug: iz3w, Poufach 5328, 7800 Freiburg 

ila·info, Nr. 46/Juni 1981 
Haiti: Ein Volk befreit 5ich und kann sich doch nicht erhelx:n • 
Belizc, ein Land am Rande der Welt . Argeminien: Zwei bittere 
Anklagen . VW do Brasil: Weitere 5000 Entlassungen zu erwanen 
• Chile: Kann das noch lange so weiter gehen? • Muiko: Seine 
verschiedenen Gesichtet . Ländemachrichten: Bolivien, EI Sal",,· 
dor, Guatemala, Kolumbien, Peru . Berichte aus der Lateinameri· 
ka·Solidari tätsbc:wegung 
Eiru:elpreis 2,50 D~i, Abo 25 bzw. 30 oder 35 DM 

Lateinamcrika·Nachrichten, Nr. 93/Mai 1981 
Nikaragua: Ein Elektriker erzählt; Nikaragua und die Menschen­
rechte; "Oie mancistische Gefahr in Mil1elamerika" (Studie der USo 
Heritage-Stiftung); Bücher ftit Nikaragua • Bolivien: Gerangel um 
die Macht . 8rasilien: Al1enlatswelle; Neuer Prozeß gegen Gewerk­
schafter; Gewalt auf dem Land . Chile: Christdemokratie verurteilt 
Gewalt gegen Pinochet; Die Gurus der "freien" Gesellschaft . 
Belize: Auf dem Weg zur Unabhängigkeit . Grenada: Weitere USo 
Destabilisierungsmaßnahmen • Kolumbien: 6. Kongrcß der CRlC . 
EI Salvador: Wirtschaftskrise närkt Oligarchie; Projekt MOl1l2an; 
Interview mit Guillermo Ungo • Kouarika: IWF·Politik und Ar· 
bdtskämpfe: Religiöse Subversive oder subversive Religion . Gua­
temala: Ein Brief aus Guatemala 
Eil12elpreis 3 D~i, Abo 35 D~1 
Bezug: FDCL, Savignyplat ... 5, 1000 Beflin 12 

Nicara.gua Aktuell, NT. 12/J uni 1981 
Militärische Aggrenion gegen Nikaragua • Somoza·Söldner in den 
USA . Interview mit Pbilip Agee • Auch Kostarika braucbt seine 
Revolution . 20Jahre Aggression gegen Kuba . Solidaritäuarbc:it . 
Buch· und Filmbesprecbungen • Kunmcldungen • Zeitschriften 
Eil12elpreil 2 D~I, Abo 12 bzw. 20 DM 
Bezug: Magazin-Verlag, Königsweg 7, 2300 Kiel I 
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Rückblick 

Vor 10 Jahren: Numeiris "Abrechnung" im Sudan 

Kon't.lI<nlen H .. turn aI·Alt> CI. ) """Gofaar oI-Numrm 

Khartum, Hauptstadt dCI Sudan, 19. Juli 1971: Eint Gruppe links­
gerichteter Offizien: unter Führung von Major Hashim e1·Atta be­
ginnt einen unblutigen PulKh gegen das Regime General Gafa.ar cl· 
Numeiris. Die Leichtigkeit der Verhaftung Numciris, die spontane 
Manenuntertliitzung in der Hauptstadt wiegen die Aufständischen in 
allzu großer Sicherheit. Numeiri kann sich 3m 22. Juli 1971 befreien. 
Libysche Jagdflugzeuge kapern ein britisches Linienflugzeug, und 
Obc"! Ghaddafi läßt zwei Passagiere, die Mitglieder des neuen Rcvo­
lutionrate, Babiker an-Nur und O,man Hamadalla, an Numeiri aus· 
lidern.. ÄgypliKhc Transportmuchincn befördern 2000 sudane­
sische Fallschirmjäger vom Suezkanal nach Khanum. 
Am Abend des 22. Juli 1971 ist die Erhebung niede~schlagen. 
Numeiri ruft über Radio Omdurman zur ,Jagd auf alle Kommuni· 
sten" (Der Spiegel, Nr. 31/ 1971 ), die angeblichen Urheber des Put· 
sches auf. 
Numeiris Abrechnung ist ein Blutbad. Innerhalb weniger Tage wer· 
den die Putschführer sowie die prominenten Kommunisten Abck:l 
Khalik Mahgoub (Generalsekretär der KP Sudans), Shafia Ahmad 
al·Sheik (Vorsitzender des Sudanesischen Gewerkschaftsbundes) und 
Joseph Garang (Minister rur die südlichen Landesteile) und minde· 
stens 20 weite re angebliche Verschwörer in unwürdigen Blilt.verfah· 
ren zum Tode verurteilt und hingerichtet, etwa 1.500 Personen, 
namentlich Kommuninen und Gewerkschafter, verhaftet. 
Teile der Bevölkerung machen blutige ,Jagd" auf Kommunisten und 
wen sie dafür halten. Die genaue Zahl der Opfer des Terrors ist bis 
heute unbekannt. Die vier Tage des Aufstandes und seiner Erstickung 
erhalten die Bezeichnung "Khartumer Kommune". 
War der Putsch vom 19. Juli ein ,,kommunistischer Aufstand"? 
Die politische Macht im Sudan lag nach der Unabhängigkeit am I. 
Januar 1956 zunäch91 in den Händen reaktionärer Gruppen der 
Bourgeoisie und feudaler Kräfte. Zudem etablierte die britische 
Koloniahnacht mit dem krassen Entwicklungsgefälle zwischen dem 
arabisch·moslemischen Norden und dem von afrikanischen Völkern 
besieddten Süden einen Dauerkonflikt, der die Form eines Bü~r· 
krieges annahm, den das rechte Regime ausschließlich militärisch zu 
"befrieden" versuchte. 1964 wurde das Regime durch den Druck von 
Ma5lenaktionen zumal der starken \inksorientierten Gewerkschaften 
und progressiver Off;,;;ere (Gruppe "Freier Offiziere") gutür:u. Das 
provisorisch gebildete nationaldemokratische Regime konnte jedoch 
der Gegenbewegung der Rechten nicht widerstehen; 1965 war diese' 
wieder allein an der Macht, die KP Sudans wurde verboten, ihre ll 
Parlamenumandate wurden eingezogen. 
Wirtschaftliche Stagnation, zunehmender Einfluß des Ncokolonia· 
\ismus, ständige Machtkämpfe der Fraktionen der Rechten und die 
fortgesetzte militärische "Befriedungspolitik" des Südens verschärf· 
ten die Situation erneut , so daß am 25. Mai 1969 unter Führung der 
"Freien Offiziere" das Aboud·Regime gestürzt wurde. Die Regierung 
übernahm ein Revolutionärer Kommandorat (RKR) umer General 
Numeiri. Die traditioneUen Parteien wurden "erboten, das Parlament 
aufgelöst, Anhängern des gestürzten Regimes Machtbefugnisse ent· 
zogen. Erste Maßnahmen zur Oberwindung der Stammesordnung 
wurden eingeleitet, die regionale Autonomie für die Südprovinzen 
verkündet, außenpolitisch en~ Verbindungen ;r;u den sozialistischen 
Ländern aufgenommen. 1970 folgten umfangreiche Nationalisie· 
rungen ausländischen und teilweise auch einheimischen Firmenbe· 
sitzes; ein Fünfjahrplan sah die Entwicklung einer unabhängigen na· 
tionalen Volkswinschaft vor. Die regionale Autonomie des Südens 
sollte durch ein Programm seiner wirtschaftlichen und sozialen Ent· 
wicklung ergänzt werden. VerantworLlicher Minister wurde J oseph 
Garang. 
Das neue Regime bestand vornehmlich aus Vertretern des .. progtes· 
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siven, an tiimperialistischen Kleinbürgenums, das eine der Klassen 
darstellt, die an der Erreichung der Ziele der nationaldemokratischen 
Revolution intereniert sind", steUte die KP Sudans (KPS) in einer 
Resolution im August 1970 fest. Bereits 1969 hatte die Partei darauf 
hingewiesen. daß sich unter den höheren Offizieren nach wie vor 
reaktionäre Elemente befanden, w1illrend die radikalen jüngeren Of· 
fiziere nationalistische, arabisch'!IOziaiinische (in der Tradition Nas· 
lers) und kommunistische Orientierongen repräsentierten. Der unver· 
meidliche Differenzierongsproze6 innerhalb dieser Kräftegruppierung 
setzte rasch ein. Zum Scheidepunkt wurde die Kernfrage des revolu· 
tionären Prozesses selbst: Würde die demokratische Revolution fort· 
gesetzt und der Weg zum Sozialismus geöffnet? Oder würde sie ~. 
bremst und die Entwicklung des Sudan auf eine ltapitalistische Orien­
tierung fixiert Oack Woddis, Arm,es and Politica, S. IIO/I I)? 
Die Linke im RKR verlangte die konsequente Durchf'lihrung der vor· 
gesehenen Maßnahmen. Der nationalistische Flü~1 um Numeiri be· 
hielt indessen die Oberhand und steuerte einen zunehmend autoritä· 
ren Kurs. Im November 1970 wurden an·Nur, Hamadalla und al·AHa 
aus dem RKR ausgeschlossen, 13 weitere Offiziere aus der Arm« 
entfernt; KPS-Genernlsekretiir Mahgoub zeitweilig fest~nommen. 
Die Weigerung der KPS, sich - ohnehin immer noch illegal - völlig 
;r;ugunsten einer von Numeiri (nach ägyptischem Vorbild) geplanten 
Sudanesischen Sozialistischen Union aufzulösen, wurde zum Haupt· 
hindernis für Numeiris Formierungskurs. Im Februar 1971 kündigte 
er an, er werde die KPS ,,zermalmen und zenchlagoen" (Frankfurter 
Rundschau, 13.2. 19 71). Die Gdegenheit kam am 22. Juli 1971. 
Zweifd an der Urheberschaft der KPS am Putsch mddeten bereiu 
1971 z.B. konservative Organe wie der Pariser Figaro (27.7.1971) an. 
Vor allem stützt die Politik der KPS eine solche These nicht. 
Dreimal _ bei der Erhebung von 1964. dem Putsch von 19 69 und 
eben 1971 - stand die Partei vor der Frage. wie sie sich zu "erhalten 
habe. 1964 hatte sie den Aufstand, der "On den Mauen getnr.gen war 
und in dem die Armee großteils auf dessen Seite stand, von Anbeginn 
unterstützt. 1969 hatte sie das Ersuchen der "Freien Offiziere" um 
UnterstütZung mit dem Hinweis auf die negativen Seiten der Gesamt· 
situation. vor allem das Fehlen einer re"o lu tionären Massemtim· 
mung, zunächst abgelehn t. Als diese dennoch losschlugen und ihre 
antiimperialistischen Ziele klar gemacht hatten, setzte sich die KPS 
fUr sie ein. da das neue Regime neue Möglichkeiten flir eine fort· 
schrittliche Enrwicklung eröffnete. Sie behielt aber ihre Skepsis ge· 
goenüber der Gesamtgruppt: der jüngeren Offiziere bei - zu Recht, wie 
sich zeigen sollte. 

Numeiris Schwe nk in restaurative Bahnen 

Vor einer ähnlicben Situation stand die KP 1971. Vom Putsch über· 
rascht, konnte sie schkcht allgemeine Erklärungen zu ihren Prinzi· 
pien abgeben und sonst passiv bleiben. Vor dem Hintergrund der 
Repressionspolitik Numeiris bewogen die verbreitete spontane Unter­
stützung der Offiziere und a1·Attas programmatische Versicherungen, 
einen konsequent demokratischen Kurs einzuschlagen, die Partei zur 
Unterstützung der Offiziere. Von ihrem Vorbehalt gegen Putschismus 
ging sie damit nicht ab, das Scheitern des Aufstandes vom 19. Juli 
widerlegt gleichzeitig nicht die Richtigkeit ihrer nachträglichen Betei· 
ligung. 
Der Restaurationskurs Nflmeiris, der mit der progromartigen Ver· 
nichtung der KP Sudanl - der stärksten in Afrilta - seines Haupt· 
gegners ledig war, erhält seine volle Dimeruion durcb die Parallelen 
mit j~ner Wende, die in Ägypten der von Gamal Abdd Nassers Tod 
an (vgl. Rückblick AlB, Nr. 9 / 1980) durch dessen Nachfolger Anwar 
a1·Sadat eingeleiteten Wende. Die im Mai 1971 erfolgte endgültige 
Ausschaltung der nasseristischen Linken - am 22. Juli wurde in 
Kairo das Gericht bestellt, das mit Sadats Hauptgegner Ali Sabri 
abrechnete - leitete die sog. "Korreklurbewegung" ein, die Ägypten 
wieder auf einen kapitalinischen Kurs zurückfUhrte: Reprivatisie· 
rung, "Politik der offenen Tür" für das Auslandskapitai und damit 
auch Anlehnung an die USA und deren Verbündete. innenpolitische 
Repreuion. 
Eine fast identitcbe Rückentwicklung oktroyierte Numeiri dem Su· 
dan auf. Sie gipfelte außenpolitisch in der Unterstützung für du 
Sadat·Begin·Komplott und im Angebot von Stützpunkten riir das 
US·Mili tär. Innenpolitisch "versöhnte" Nume;ri sich ab 1977 mit den 
Kräften der bourgeoisen und mu~limitchen Rechten - mit jenen 
bü~rlich·feudalen Mächten, die im Mai 1969 geniint worden wa· 
ren. J.Ourow5ky 



Rezensionen I Filme 

Herrschaftsstrukturen in Afrika 
An dieser Stelle sollen zwei Bücher kurz besprochen werden, die 
zwar bereits im Herbst letzten Jahres anläßlich der Internationalen 
Buchmesse in Frankfurt/Main (sie stand unter dem Motto "Afrika") 
ew:;hienen sind, die aber die Afrika-Diskussion in der Bundesrepublik 
über diesel konkret<: Datum hinaus mitprägen dürften: 
Franz Nuscheler und Klaus Ziemer in Zusammenarbeit mit Eriricd 
Adam und Lconhard Hardilll. Politische Hernchaft in Scbwanafika. 
Geschichte und Gegenwart, Verlas C.H. Buk, München 1980, 200 
Seilen, 18,80 DM 
Jean Ziegler, Afrika: Die neue Kolonilation, Hennann Luchterhand 
Verlag. Darmsudt und Neuwicd 1980, 288 Seiten, 28 DM 

Der Band von F. Nuscheler lI.&. ist ziemlich repräsentativ flir eine 
bestimmt<: Richtung der bundesdeutschen Politikwissenlchaft, die 
sicb in den letzten 10·15 Jahren in kritischer Auseinandersetzung mit 
der US·amerikanischen Modemisierungstheorie und allzu oberfläch· 
Licher Kolonililpologetik an den Universitäten herausbildete und -
gleichsam als Pendant zur Durcluetzung reformistischer Positionen in 
der nutlichen Entwicklungspolitik - in verschiedenen Forschungs· 
einrichtungen Fuß gefaßt hat. 
Im Bemühen um eine aufgeldütere Sicht der politischen Prozesse in 
Afrika vor, während und nach der Periode der imperialistischen 
Kolonialherrschaft wird ein ~alistischeres Afrikabild gezeichnet, das 
- vor allem angesichts der in der Phase des Hinüberwachsens der 
nationalen in die soziale Bef~iung veulärkt auf Afrika übergreifen­
den Systemkonk.urrenz - gleichwohl mit mannigfaltigen Inkonse­
quenzen behaftet bleibt. Andererseits ermöglicht dieses Afrikabild 
doch die Formulierull8 politischer Forderungen, die, jedenfalls in der 
vorgetragc:nen Allgemeinheit, mit dem Grundanliegen der fortschritt­
lichen Kräfte Afrikas in der gegenwärtigen Etappe des Kampfes über· 
eirutimmen. So schreiben die Autoren: "Politische Stabilität und 
legitime Herrschaft beruhen eben nicht auf der Stärke von Polizei 
und Armee, sondern zuvörderst auf sozialen Fortschritten ... 'Frie· 
denspolitik' bedeutet auch ruf Afrika eine Entwicklungspolitik, die 
unmittelhar die Strukturen und Mechanismen sowohl des Neokolo­
nialismus als auch des internen Kolonialismus, also die sich vermen­
genden und ventärkenden Ursachen von Unfrieden zu beseitigen ver­
sucht," (5,161/162) 
Das Buch behandelt die politischen Entwicklungsprobleme des afri­
kanischen Kontinents so umfassend wie dies auf knapp 160 Texuei, 
ten möglich in. Als ein "in den Herrschafu- und Ge$ell«:haftsuruk­
tu~n verwurzelter und fortwirkender BeHandteil des nachkolonialen 
Afrika" (5, 10) werden zunächst Herrschafu- und Gesellschaftsfor­
men des vorkolonialen Afrika dargestellt_ Dann geben die Autoren 
einen Abriß der Kolonialpolitik Frankreichs und Großbritanniens, 
um in An'schluß die Formierung politischer Befreiungsorganiutionen 
und aktuelle Gegenwaruprobleme zu behandeln. Analysiert werden 
die Hypotheken der kolonialen Klassen- und WirtschafuSirukturen, 
Startprobleme der "afrikanischen Demokratie", politische Herr­
schaftsformen wie Einpaneiensyneme und Militüdiktaturen, um 
schließlich den Versuch einer theoretischen Bestimmung des Staates 
in Afrika zu unternehmen. 
Die Lektüre der einzelnen Kapitel vermittelt den Eindruck, daß die 
größten SchwachsteLLen der Analyse immer noch in der klassentheo-

retischen Bestimmung der unterschiedlichsten Hern<:h.aftsformen lie­
gen_ Die Autoren verwerfen sowohl den elitethcoretischen (bürger. 
lichen) Aruatz, als auch die marxistische Klasscntheorie (der eine 
"grobmaschige Gegeniiberstellung von Bourgeoisie und Proletariat" 
unterstellt wird), und nehmen dann Zunucht zu jener in letzterZeit 
in Mode gekommenen Staauklanenthese, eine "Klasse", die in fast 
absoluter Loslösung von den sonstigc:n KlasscoYerhättnissen in einen 
nicht enden wollenden Verteilungskampf um Beuteanleile verstrickt 
sei und alles der Stabilisierung ihrer Herrschaft unterordne. 
Nur konsequent ist es, wenn dann die einzelnen Regimes des post­
kolonialen Afrika - unabhängig von ihrer konk~len politischen und 
gesellschaftlichen Orientierung - über einen Kamm gescho~n wer· 
den: "Für die Leidtragenden war es bislang ziemlich belang- und 
folgenlo" wer in die$em Kampf siegte: zivile oder militärische, kon· 
servative oder 'prO~lSive' Oligarchien." (S. 160) mus ionen über die 
Handlungsspielräume dieser "Oligarchien" und auch gc:genüber der 
westlichen neokolonialistischcn Strategie (übrigens auch Inkonse· 
quenzen im eigenen Denkmodell) werden sichthar, wenn an die Stel­
le der Bedeutung der Kämpfe der Volksmassen der bloße Appell an 
den "guten Willen" der HeITschenden tritt: "Bei allen kolonialen 
Struklurvorgaben und neokolonialen Zwänge hätten sie die Chance, 
ande~ Entwicklungsprioritäten zu setzen und Organisationsformen 
zu entwickeln, die mehr politische Teilnahme und soziale Teilhabe 
ermöglichen_ (Genau dies widerspricht doch den Interenen der 
"Staatsklauen", wie sie von den Autoren definiert werden! D_ Verf.) 
Sie könnten sogar die westlichen OEeD-Länder bei Wort und Inhalt 
der 1977 proklamierten 'Grundbedürfnis.strategie' nehmen .. _" (5. 58) 
Wahrlich eine naive Sicht, wenn man den neuen Kon{rontationskurs 
der Reagan-Administration gegenüber der Dritten Welt betrachtet I 

In diesem Zusammenhang sind die Thesen von J ean Zieglcr inte~s­
,ant, der bereits in den 60cr Jahren die Afrikawisseruchaften mit 
radikalen Thesen heeinnußt hat. Sein neues, in französischer Sprache 
bereits 1978 erschienenes Buch fußt vom Material her zu groBen 
Teilen auf seiner 1966 publizierten "Politischen Soziologie des Neu­
en Afrika", das aber im Lichte der aktuellen Entwicklungen, vor 
allem vor dem Hinlergrund de, wachsenden neokolonialistischen 
Interventionismus in Afrika (Zaire) und des Fehlschlags progreuiver 
Venuche (Nkrumahs Ghana, Lumumbas Kongo und Nassers Ägyp­
ten), neu interpretiert wird. 

J. Zieglers Ldtthese, die gleich zu Anfang entwickelt und dann spä­
ter vertieft wird, lautet: " In den meisten emkolonialisierten Staaten 
herrschen entweder Militärdiktaturen oder gekaufte Zivilregierungcn. 
Die Unabhii.ngigkeit dieser Staaten ist im groBen und ganzen fiktiv. 
Ich nenne die Gesellschaftsform, die heute Dreiviertel des Kontinents 
beherrscht, Prolonation_ Mit dem Wort Prolonation bezeichne ich ... 
eine 'nationale', rudimentäre, in ihrem Aufbau begrenzte Gesell· 
schaft, die nur von denen abhängt, die sie von außen organisieren 
(griechisch prOlOS: primitiv, rudimentär). Sie ist vor allem eine 
Schöpfung des Imperialismus. Ihre Souvel"änität ist nur fiktiv, die 
Abhängigkeit ihrer Wirtschaft vom Mutterland fast total. An den 
lokalen Schalthebeln sitzen Stalthalter, die ,mit Geschick einen 
'nat ionalistischen und desorientierenden' T .... n anschlagen (Frantz 
Fanon), der den Bestand der Protonation sichen .. _" (5_ 9). 

Wenngleich ich mich des Eindrucks nicht erwehren kann, daß J. 
Ziegler mit dieser Begriffsbildung jenem Modetrend verfallen bt, 
nach dem die Reputation eines Wissenschaftlers davon abhängt, ob er 
rahig ist möglichst viele neue Wörter zu erfinden, ja., bei dem zuwei­
len aus einem neuen Begriff gleich eine neue Theorie gemacht wird, 
und wenll8leich mir die Darstellung der politischen Entwicklung 
Afrikas in der Tendenz zu pessimistisch geraten ist, habe ich Kin 
Buch mit Spannung gelesen. Es i5\ ein Buch, das trotz aller 
Schwächen im Einzelnen getragen ist von der leidenschaftlichen Soli­
darität mit der Sache der Unterdrückten. R_ Falk 

Adressenänderungen 
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Infodienst 
Pharmakampagoe 

Schon lange fordert die Wcltgcsundheitsorga­
nisation (WHO). die Ptoarmakon~cme soll ten 
insbesondere in der Dritten Welt nur reine 
Subnanu.n mi t einem cilU.elnen Wirkstoff 
vertreiben. Nur in AusnahmefalIen (Schüttel· 
lähmung u.ä.) sei die Verabrekhung von 
Ko mbinationspräparatcn angebracht. Anstelle 
der von de r WHO aufgdi.ihrten 230·250 Basis­
wirtsloffe se lze n die Unternehmen aber 
ZehnUluscndc von Präparaten ab , davon gera­
de in der Dritten Weh andernorn längst ver· 
bo tene oder Versuchspräparalc. Die bundes­
deutschen Pharmakonzerne, die immerhin 
über einen Wehmarktante il vOn 1/4 verfUgen 
(Bayer, BASF, Knoll/Hoechst, Bochringer. 
Schering, Merck usw.), mischen kräftig mit. 
FUr den BundcskongrcB entwicklungspoliti­
feber Aktionsgruppen (BUKO) war dies An­
laß genug, um sich im jahr 1981 schwer­
punktmäßig mit dem Thema "J;!harmakonzer­
ne in der Dritten Welt" zu beslhäftigen. Mit 
der Kampagne soll exemplarisch das Verhal­
ten multinationaler Unternehme n aufgeuigt 
werden - dort und hierzulande. 
Interessenten bzw. Aktionsgruppcn mögen 
sich wende n an: Pharma-Aktion, c/o Dritte 
Welt Haus, AuguSl-Bebel-5tr. 62, 4800 Biele­
feld I, Tel.: 0521 /62802 Uörg Schaaber). 
Sei t April dJ. erscheint monatlich ein Phar­
ma-Brief mit Artikeln, Aktionshinweisen und 
Material-Besprechungen. Er ist dem FORUM, 
der Monatszeiuchrift (Rundbrief) des BUKO 
heigeheftet. Ein Probctxe mplar des FORUM 
ist kostenlos, ein jahresabonnement kouet 
36 DM. Bestellungen bille an: FORUM, clo 
Magazin-Verlag, Königsweg 7, 2500 Kiel!. 

Unterschriften für EI Salvador 

Am 20. Mai dJ. gab der SPD·Bußdestagsabge· 
ordnete Klaus Th ijsing auf einer Pressekonfe­
renz in Bonn bekannt, daß die initiative für 
das Selbstbestimmungsreeht des Volkes von 
EI Salvador seit jahresbeginn 7.000 Unter­
schriften für die Beendigung des Interve nti0-
nismus in EI Salvador gesam meh hat. 
In der Solidaritätserklärung der Initiat ive 
wird die Bonner Regierung aufgefordert, in 
diesem Sinne auf Washington eill2:uwirken. 
Die USA, Honduras und Guatemala sind des 
Militärinte rventionismus bezichtigt. Der 
Demokratisch-Revo lutionären Front (FDR) 
und der Nationalen Befreiungsfront Farabun­
do Marti (FMLN) wi rd die UntertlÜtzung im 
Kampf für das Selbstbestimmungsrecht des 
salvadorianischen Volkes zuges iehert. 

Indianerlage in ~uatemala/Paraguav 

in leUte r Zeit sind verschiedentlich interes­
sante ~faterialien zur Lebenslage, Verfolgung 
und zum Widerstand der Indianer LaIein­
amerikas erschienen. Auf zwei exemplarische 
Länderstudien sei hier verwiesen. 
Mit der Situa.tion der indianischen Bevölke­
rungsmehrheit Guatemalas beschäftigt sich 
ausftihrli ch Heft 3/1981 der Guatemala Nach· 
richten (InformationssteUe Guatemala e. V., 
Maistr. 29, 8000 München 2). Neben Infor­
mationen zur Geschichte der Mayas in der 
vorkolonialen als auch Kolonialzeit und de r 
Lage der indianer b is zum Ubico-Regime in 
den 30er jahre n unseres jahrhunderts behan_ 
delt die Broschüre auf 60 S. auch den gegen· 
wärtigen Widers tand der indianer Gualema-
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las, ihre Eingliederung in den Befreiungs­
kampf. 
Oie Bischofsko nferenz Paraguays verurteilte 
jüngst die Völkermordprakliken des Ströss­
ner-Regimes an den noch lebenden Indianer-
5täm~n des Landes. Worum es dabei im ein­
zelnen geht , ist einer spanischsprachigen Do­
kumenta tion, die bei der IGLA, P05lfach 
697 , A- I061 Wien erhältlich ist. tu entne h· 

=". 

Z. B. südkoreanische Arbeiter 

Die jüngst publizierte Dokumentation Korea· 
nische Bergarbeite r Gruppe ftir Menschen­
reehte in der BRD (Hrsg.), Menschenreo;hte. 
Südkoreaner im Ruhrbergbau, Essen 1981 
(65 Seiten, 3 DM) gib t Aufschluß über die 
Lage der von 1965·77 angeworbenen 6.000 
südkoreanischen Bergarbeitern in der BRD. 
Bestellungen an : ESG " Universitätsstr. 2, 
4300 Essen 1. 

Aktuelle Buchhinweise 

AktueU gehaltene Hintergrundinformationen 
zur aurkei , zum Putsch der türkbchen Gene­
ralität im September 1980, zu dessen struk­
turellen Ursachen und den Verwicklungen der 
BRD, USA und de r NATO, schließlich zu de n 
Auseinandersetzungen mit den Grauen Wöl­
fen und sonstigen ultraT«hten Kräften bietet 
das Buch von 
Jiirgen Roth/Kamit Taylan. Die Jurkei - Re­
publik unter WöIren, Lamuv-Verlag, Born. 
heim-Merlen, Marz 1981. 224 Seiten, 
9,80 DM. 
Als politischer Mittelamerib-Rader versteht 
sich das im Mai dJ. erschienene Tasehenbuo;h 

" " R. J o kisch (Hrsg.), EI Satvador. freiheiu-
kämpfe in Mittelamerika, Reihe rororo ak­
tuell, Hamburg 1981 , 250 S., 7,80 DM . 
Dargeste llt werden in diesem Band die politi ­
schen Organisationen, die Stellung der Kir­
che, der Widerstand der salvadorianischen Be­
völkerung, die Wir tschaft und die US-Politik 
in den Ländern EI Salvador, Guatemala und 
Hondur.u. 

Die AAB- nicht einzuschüchtern 

Vom 8.-10. Mai dJ. führte die Anti-Apan­
heid-Bewegung in der BRD und Berlin-West 
(AAB) ihre 8. ordentliche Milglicderversamm­
lung in Bonn durch. Das gtwachsene Gewicht 
der AAB und die Anerkennung ihrer Arbeit 
fanden Ausdruck in Grußansprachen dei 
künft igen Vertreters des Afrikanischen Natio­
nalkongresses (ANC) in Bonn. T ony Seedat, 
sowie des Bouchafters der Republik Zimbah­
we, Ariston Chambati, an die Veru.mme1ten. 
Der Rechenschaftsbericht konnte neben etli· 
chen erfolgreichen Aktione n darauf verwei· 
sen, daß die Mitgliederzahl inzwischen auf 
über 450 angewachsen ist, ste llte aber zu­
gleich selbstkritisch noch vorhandene 
Schwächen in der Arbeit fest. Die Hauptar­
beit der b is zu 80 anwesenden Mitglieder ko n· 
zentrierte sich auf die Arbeitsgruppen, in de­
nen zu Themen wie wirtschaftliche bzw. mili­
tärische Zusammenarbeit zwischen der BRD 
und Südafrika, politische Gefangene, Namibia 
oder zur weiteren Arbeit mit dem Info rma­
tionsdienst Südliches Afrika diskutiert und 
praktische Schrille erarbeite t wurden. 
Die Mitgliederversammlung beschloß, die 
Kampagnen rur die Freilassung alter ~liti· 
schen Gefangenen in Südafrika (gegen die 
jüngsten Todesurtei le in Namibia und Südafri­
ka sammelte die AAB illl.wischen jeweils rund 
3.500 Unterschriften) und für de n Boykott 
so lcher Banken, die de n Krüge r-Rand verkau­
fen, fortzuse tzen. Die Solidarität mit dem 
Freiheitskampf der SWAPO in Namibia soll 
verstärkt, die AAB-Wirkungsmöglichkeite n 
auf publizistischer und gewerkschaftlicher 
Ebene soUe n verbessert werden. 

Protestaktionen flihrten Mitglieder der AAB 
anläßlich des 20.jahrestageli der Gründung 
der "Republik Südafrika" am I. juni dJ. vor 
der südafrikanischen Botschaft in Bonn 
durch. Die Polizei agierte im Sinne der Apan­
heid-Republik-Repräsentanten. Als sich die 
Geschäftsftihrerin der AAB, Ingeborg Wiek, 
weigerte ihr Transparent "Keine Zusammen­
arbeit mit den Mö rdern von Mahlangu" (an­
geblich beleidigenden Inhalts) auszuliefern, 
wurde sie von Polizisten zu Boden gez.errt 
und zur Poliuiw .. che gebracht. Ein Strafver­
fahren ist angedroht. Die AAR ha t dazu auf· 
gerufen, gegen dieses Vorgehen der Bonner 
Polizei zu protestieren. 



Unser Ziel 1981/82: 
Tausend neue Abonnenten! 

Gegenwärtig hat das AlB etwa 4500 Abonnenten. Die Standardauflage liegt - je nach der Brisanz des 
Schwerpunktthemas der Hefte - bei 5000 bis 8000 Exemplaren. Wir sind damit die meistgelesene 
Monatszeitschrift zur Dritten Welt in der BundesrepublIk. Ein gutes Ergebnis, meinen wir, aber dennoch kein 
Grund zur Selbstzufriedenheit. Wir wollen mehr. Mehr Leser. Und vor allem: Mehr Abonnenten! Oenn ein 
kontinuierlicher Abonnentenzuwachs Ist die wichtigste Grundlage für die Fortsetzung der erfolgreichen 
Aufwärtsentwicklung unserer Zeitschrift. Die positive Entwicklung der Abonnentenzahlen in den ersten 
Monaten 1981 hat uns veranlaßt, unsein ganz konkretes Ziel zu stecken: Tausend neue AlB-Abonnenten bis 
zum Sommer 19821 

Appell an unsere Leser: Helft mit 
- werbt neue AlB-Abonnenten! 

Wir wissen : Ohne die tatkräftige Mithilfe unserer Leser 
werden wir dieses hochgesteckte Ziel nicht erreichen 
können. Denn wir verfügen weder über einen umfang­
reichen Werbeetat noch über einen Stamm finanzkräfti­
ger Inserenten. Auch einen kostspieligen Vertrieb über 
die kommerziellen' KIosknetze könnten wir uns nicht 
leisten, ohne den Verkaufspreis drastisch zu erhöhen. 
Deshalb unser Appell: Helft mit! Verbreitet das AlB in 
Eurem Bekanntenkreis! Bringt das AlB bel-Aktionen im 
Freiverkauf unter die Leute! Werbt neue Abonnenten 
für das AlB! 

Es lohnt sich, AlB zu lesen 
Was das AlB taugt, können unsere Leser am besten 
beurteilen. Sie ~ind folglich auch am besten dazu in der 
Lage, andere davon zu überzeugen: Es lohnt sich, AlB 
zu lesen! Viele unserer Leser sind dieser Meinung. Wir 
wissen das aus den Ergebnissen unserer Leserum­
frage von Ende 1980. 

Wer AlB liest, 
• weiß, was los Ist an den Brennpunkten der WeItpo­
litik ; 
• verfügt über authentische Hintergrundinformationen 
und Dokumente zum Befreiungskampf in Afrika, Asien 
und Lateinamerika; 
• ist informiert über die neokolonialIstische Politik der 
Westmächte, Fragen der UnterentwiCklung usw. 

Unser Angebot: 

Gratishefte für Neuabonnenten! 

Ab sofort erhält jeder, der das AlB für mindestens ein 
Jahr abonniert, unser Sonderheft 1/1981 " Arbeiter­
und Befreiungsbewegung im antllmperialistischen 
Kampf" zur Berliner Konferenz gratis. Damit spart er 
4 DMI Das Sonderheft gibt anhand von Originalbeiträ­
gen einen zusammenhängenden OberblIck über die 
Positionen nationaler Befreiungsbewegungen und 
revolutionärer Parteien in Entwicklungsländern. 

Buch- und Schallplattenprämien für die Werber! 

Gleichzeitig läuft unsere Aktion " Abonnenten werben 
Abonnenten" (siehe Beiheftung in der Mitte dieses 
Heftes) weiter. Das heißt: Jedem AlB-Leser, der einen 
neuen Abonnenten für unsere Zeitschrift wirbt, stellen 
wir kostenlos eine Buch- oder Schallplattenprämie 
nach eigener Wahl zur Verfügung. Oder auch das 
Sonderheft 1/1981. Wir können dies, weU die meisten 
bei uns inserierenden Verlage einen Teil der ihnen 
entstehenden Anzeigenkosten durch die Lieferung von 
Büchern bzw. Schallplatten aus Ihrem Angebot beglei­
chen. 

Den Yankees Saures geben 
- das AlB stärken! 
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Kurzinformationen 
WHO - Nestle 

Für ein Werbcvemot für Baby trockenmilch in 
Ländern der Drillen Welt entschied sich an! 

20.5.1981 in Genf die Wcltgesundhciuorgani­
suion (WHO) mit 93:3 Stimmen. Der Kodex 
verbietet den in ternationalen Konzernen (an­
gemhr! von Nesde/Schweiz, Jahresumsatz 24 
Mrd DM) Werbung und Verkauf von Baby­
trockenmilch, Verteilung von Gratismustcm, 
Mißbrauch von Spitälern flir Werbung und Ar­
beit von Säuglingsschwestern der Konzerne 
im Gesundheitssyuem der Entwicklungslän­
der. 
Seit 1975 weist die Seme. Arbcit:lgruplK' 
3. Weh darauf hin, daß jährlich 1 Mio Babys 
an tödlichen Infektionen infolge mall8dnder 
Hygiene bei der Verwendung von Trocken­
milch oder an M~lemährung uerbcn. Im 
Urteil in einem Prozeß wegen übler Nachrede, 
den der Multi Nesde gegen die AG3.Wtlt~· 
gesncngt hatte, mußte sich dieser scharfe Kn­
tik an seinen Werbemethoden gefallen lassen. 
Sei 1977 betreibt in den USA eine Gruppe 
mit Unterstüuung des Nationalen Kirchel"\J':l.ts 
und der größten Autogewerkschaft den Boy­
kott von Nestle·Produkten. Auch immer 
mehr Regierungen mißtrauen offensicbtlich 
den Konzernen: Algerien, Papua·Neuguinea, 
Peru, Spanien und Brasilien haben Kampag· 
nen gegen Trockenmilch gestartet und zum 
Teil die Werbung völlig verboten. 

Pakistan 

Waffenbriiderschaft schlossen FJ. Strauß und 
Pakistans Diktator Zia uJ·Haq Anfang Mai 
dJ., als der bayerische Ministerpräsident in 
diesem - 50 seine Hauspostille Bayemkurier 
vom 9.5.1981 - "SchliisseIland der Weltpoli­
tik" gastierte: Die beiden "Wehpolitiker" 
tauschten Revolver aus. 
Daß FJ. Strauß am 3.5.1981 gegenüber Bild 
am Sonntag das Zia-Regime einen "Freund" 
nannte, dem auch mit Waffen geholfen wer­
den müsse, hat noch andere Gründe. FJ. 
Strauß, der sich u.a. dem Nürnberger 
Rünungsfabrikanten DiehJ freundschaftlich 
verbunden fUhlt, sondierte nämlich für bun­
desdcutsche Waffenexporte nach Pakistan. 
Zur Disposition stehen offenbar über Argen­
tinien angelieferte TAN-panzer sowie 
OTRAG-Raketen nebst Gefechuköpfen (Lie­
ferant Diehl). 
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Im übrigen bemühen FJ. Strauß und die 
Reagan-Administration deckungsgleich die 
besondere "geopolitische Bedeutung Paki­
stans", um die Ausweitung der westlich· 
chinesischen Hilfe flir das Zia-Regime zu legi­
timieren. "Hilfe ist", so der Bayemkurier wei­
ter, "unter diesen Umständen auch immer 
poLitisch·militärische Hilfe. Das weiß Peking_ 
Die Chinesen gehören logischerweise ebenfalls 
zu jenen, für die der Staat Pakistan gegen so­
wjetisches Expansionsstreben is t." Folgerich­
tig sagte Ronald Reagan Anfang Mai dJ. dem 
pakistanischen Außenminister Agha Schahi 
2,5 Mrd Dollar an Wirtschafts- und Militär­
hilfe für die nächSlen 5 Jahre zu. Die nächste 
Runde gegen Afghanistan ist eingeläutet. .. 

Ban.gradesh 

Im Zusammenhang mit einem gescheiterten 
Putscbversuch unter Leitung des General­
majors Manzur Ahmed wurde am 30. Mai dJ. 
der Präsident Bangladeshs, Ziaur Rahman, er­
mordet. Kurze Zeit später kam unter bis heu· 
te nicht geklärten Umständen auch der Put­
schistenführer ums Leben. 
Zia kam "1975 nach der Ermordung des 
Führer der Unabhängigkeitsbewcgung, Muji­
bur Rahman, an die Macht. Er hat das zu den 
6 ärmsten Ländern zählende Bangladesh seit­
her verstäri<t aur den kapitalistischen Ent­
wicklungswcg orientiert. KernstÜCk $eines 
technokratisch angegangenen sozialökonomi­
schen Programms ("friedliche Revolution") 
waren drei Zielsetzungen: die Verdoppelung 
der Nahrungsmittelproduktion, Gcburten­
kontrolle und eine Reduzierung des Anal­
phabetentums, verbunden mit einer außen­
politischen Offnung gegenübcr den West­
mächtcn und der Weltbank. Zwar hat die Re­
gierung Ziu so eine gewisse Steigerung der 
Nahrungsmittelproduktion erreicht, nicht 
aber an den Ursachen der Massenarmut ge­
rührt; eine Agr.uTCform fand nicht statt. 
Bei den bevorstehendcn Wahlen werden die 
alte Awami·Liga Mujibur Rahmans und die 
vOn seinem Nachfolger geschaffene, program· 
matisch wcnig proftlierte Nationalistische Par­
tei Bangladeshs (BNP) favorisiert. 

Sn Lanka 

Am den Anfang Juni dJ. veranstalteten 
Kommunalwahlen ging die regierende groß.. 
bourgeoisc Vereinigte Nationalpartei (UNP) 
zwar ab Sieger hervor. Aber die Tamalische 
Bcfreiungsfront (TULF), die größtc Opposi­
tionspartei im Parlament, konnte immerhin 5 
der 24 Bezirke fu.. sich entscheiden. Die So-­
zialistische Freiheiupartei, die unter Führung 
S. Bandaranaikes 1970-77 die Regierung stell· 
te (siehe AlB 7-8/1979, S. 31·33), hatte die 
Wahlen boykottiert. 
Motiv des Wahlboykotu ist die Fortdauer des 
Ausnahmezustandes und rigider Verfolgungs­
praktiken seitell$ der RegierungJ.R.Jayawar­
dene. Nach einer Wahlkundgebung de r TULF 
in der Provinz Jaffna haue es Tode gegeben. 
Die Bewegung fu.. d ie Verteidigung der demo-­
kratischen Rechte in Sri Lanka berichtet von 
im März dJ. ooch!ossenen Einschränkungen 
des Pressaechts und fordert die Regierung 
auf, gewählten Parlamcnumitgliedem ihre 
Sitze einzuräumen. 

Kampuchea 

Nachdem bereits im März dJ. die ersten Wah· 
len (von Dorf- und Distriktkomitccs) nach 
dem SWI"% des Pol-Pot-Regimes stattgefunden 
hatten, gingen am 1. Mai dJ. rund 3,5 Mio 
Kampucheancr erstmal ig zu einer landeswei­
ten Abstimmung zu den Urnen. Diesmal ging 
es um die Zusammensetzung e iner neuen 
Nationalversammlung ( 117 Sitze). Schon die 
Tatsache, daß 97 ,82% der Wahlberecbtigten 
an der Abstimmung tcilnahmen, zeigt an, wie 
"echt" die Freiwilligkeit und vielfache "Be· 
geisterung" der Bevölkerung warcn (so dic 
Financial Times, 8.5.1981), wie weit ihr Ver· 
trauen in die Nationale Einheitsfront zur Ret­
tung Kampucheas - auf ihrer Einheitslistc 
kandidierten 147 Personen - gediehen ist. 
Das gilt namentlich für die Führungsmitglie­
der des Revolutionären VQlksrates, die in 
Phoom PeM mit 99,75% (VQr,itzender Heng 
Samrin) bzw. 99,63% (Vizevorsiuender Pen 
Sovan) gewähl t wurden. 
Als die Führungskraft der Volksrepublik 
Kampuchca trat vom 26.-29. Mai dJ. in 
Phnom Penh die Revolutionäre Volkspartei 
Kampucheas (RVPK, gegr. 1951) hervor. Ihr 
4. Parteitag bestätigte Pen Sovan als Erstcn 
Sekretär des RVPK-Zentralkomitees (es zählt 
19 Mitglieder, darunter Heng Samrin und Au· 
Bcnminister Hun Sen). In einem programma­
tischen Beschluß des Parteitages heißt es: 
"Die gemeinsame Aufgabe dc r ganzen Partei 
und des gesamten Volkes in der gegenwärti· 
gen Phuc der Revolution ist es, die nationalc 
Unabhängigkeit cntschlossen zu vcrteidigen, 
das Vate rland in einer Obergangsperiode wie· 
deraufzubauen und Schritt tur Schritt dcm 
Sozialismus entgegenzugehen." 

Vietnam- ChIna 

"China hält die Initiative", charakterisierte 
die Hongkonger Far tastern Economic Re­
view am 29.5.1981 die zugespitzte Lage an 
der chinesisch-vietnamesischcn Grenze. Ge­
meint waren anhaltende Artillerie- und Inbn­
terieüberfalle Chinas, das entlang der 250 km 
langen Grenze zu Vietnam 390.000 Soldaten 
einmarschbereit hält. Im Mai. dJ. fanden da­
bei übe r 300 vietrur.mesische Soldaten den 
Tod 



Nordjemen 

In den [eilten Monaten klebte dem saudi­
sehtn Königshaus im Bemühen, seinen tradi­
tionell mächtigen l-:influß auf die nordjemen­
tische Exekutive wiedcrherzustelJen, das Pech 
an den Stiefdn. 
Im Frühjahr 1981 hattt Riad zunädut seine 
heiden "Trojanischen Pferde" in de r Regie­
rung in SalllUl eingebüßt: Nachdem der pro­
$audische Innenministcr Mohammcd Kllam;s 
einem Mordanschlag "rlag. wurde 3m 2S. 
März 1981 der vormalige Außenministe r Ab­
dallah c::l-Asnag verhaftet. Ihm werden enge 
Kontakte Zu den wahabitischen Rechtsmili­
un nachgesagt. die zum Jahreswechsel in der 
Grenzregion Zu Saudi Arabien die militäri­
schen AU5cinandersclZungen eskaliert hallen. 
Ihr Ziel: Sie wollen den Vl)ß Staatspräsident 
Ali AbdaUah Salco verfolgten Kurs der Wie­
derve reinigung mit dem Südjemen uud der 
Aussöhnung mit der nordjemelutischeu pro­
gressiven Nationaldemokratischen Front (sie­
he AIB 6/1981, S. 48-49) mit allen Mitteln 
hinterlreiben_ 
Ali Abdallah Salch ging im April dJ. noeh 
einen Schritt weiter, als er in einer Rede 
Saudi Arabien anklagte, es habe dem Nord­
jemen angedroht, ihn sich einzuverleiben (vgl. 
Afrique Asie, Paris, Nr. 239/1 1.5. 1981). Um 
der damit erhöhten Geralrr eines 53.udischen 
Gegencoups, d.h. eines offenen Krieges oder 
erneuten Präsidentenmordes (Salehs Vor· 
gänger waren 1977 bzw. 1978 beide myste· 
riösen Altenlaten erlegen, als sie sich zu Wie· 
delVereinigungsverhandlungen mit dem Süd­
jemen anschickten) entgegenzuwirken, soll 
der nordjemenitisehe Präsident den Irak um 
politisch·militärische Rückendeckung und um 
eine ausgleichende Finanzhilfe el'1ueht und 
eine positive Antwort erhalten haben. 

Zypern 

Aus den Pa1lamentswahlen der griechisch­
zypriotischen Bevölkerung vom 24.5. 1981 
ging als Sieger die Partei des Werktätigen Vol­
kes ZyPf:rns (AKF.L) mit 32,8% der Stimmen 
und damit 32 Parlamentsitzen helVor. Die 
Demokratische Partei (DEKO) des Präsiden­
ten der Republik Zypern, Spyros Kyprianou, 
erhiell 19,5% (8 Siue) und die Sozialistische 
Partei (EDEK) unter Lyssarides 8,2% (3 Sit· 
Ze). Bei einer Wablbeteiligung von 93% 
stimmte so die große Mehrheit für die Forde­
rung<:n dieser Parteien nach Unabhängigkeit, 
Souveränität, teTTitorialer Integrität und 
Nichtpaktgebundenheit der scit 1974 geteil· 
ten lmd, für die Fortsetzung der innenypri· 
sehen Gespräche, für die Entmilitarisierung 
und die Einberufung einer repräscntativen 
internationalen UN·Zypernkonferenz. 
Auf der Gegenseite dazu verbuchte die rechts­
kOßlielVative Demokratische Sammlung 
31,9% (12 Sitze) unter Glafkos Klerides, die 
rur die militärischen "Lösu!lglipläne" der 
NATO steht. Seit dem Putsch griechisch­
zypriKher Nationalgardisten, den 1974 die 
damalige Athener Militärjunta und NA TO­
Kreise inspiriert hatten, und der darauf fol· 
genden Invasion der Türkei halten 25.000 
türkische Soldaten und 15.000 türkisch·zyp­
rische Milizionäre 40% der Insel besetzt. Und 
sie.sorgen für Kouflikutoff. 
Die Anfang Juni dJ. erfolgte Mandativerlän­
gerung der 2.381 Mann starken UN-Sicher­
heiutruppen bis zum 15.12. 1981 hingegen 
trägt zur EntKhärfung der Lage bei. 

Angola-USA 

Mille Mai dJ. war dem südafrikanischen Au· 
tknminister "Pik" Botha ein demonstrativ 
freundlicher E.mpfang durch R. Reagan, A. 
Haig usw. in Washington beschied!!n. Dtm 
Antrag der Reagan·Administration auf Auf· 
hebung des sog. Clark·Amendments aus dem 
Jahr 1974, das de r US·Regierung jede offene 
oder ver5\eckte militärische Aktivitäten gegen 
Angola untersagte, aber war zuvor kein Erfolg 
bt:schieden. 
Nach einmonatigen Beratungen hatte am 
27.4. dJ. der zuständige Untersuchungsaus­
Khuß des Repräsentantenhauses für Afrika· 
nische Angelegenheiten ohne Gegenstimme 
die Aufhebung des Clark·Amendments abge· 
lehnt. Noch während der Beratungen hatte 
die Reagan·Regierung dreist erklärt, das 
Oark'Amcndment habe beispielsweise ohne­
hin keine Gültigkeit fur Mo~ambique und 
s.chließe geheime Unterstützungspraktiken der 
angolanischen Banden UNIT A und FNLA 
nicht aus. 
Immerhin mußte ein geplanter Washington­
Besuch von UNlTA-Chef R. Savimbi erst ein­
mal verschoben werden. Andere Geheim· 
dienst-Operationen aber wurden wieder auf· 
genommen: Der CIA·Agent und FNLA-Ottf 
Holden Robeno wurde in Paris durch einen 
Agenten der dortigen US·Botschaft zwecks 
Verstärkung seiner Aktivitäten kontaktiert. 
Anfang Mai dJ. wurde schließlich bekannt, 
daß die angolanischen Streitkräfte den USo 
Bürger und elA-Agenten liarrison Taylor ab 
Piloten eines CIA-Flugzeuges ve rhaftet hat­
ten, und zwar während eines von Namibia 
ausgehenden Einsatzes zur Lieferung von 
Waffen an die UNITA. 

Südafrika 

An die 750 Delegierte - darunter allein von 
124 Regierungsabordnungen - tagten vom 
20. bis 27. Mai im UNESCO--Gebäude in Paris 
anläßlich einer Internationalen Konferenz 
über Sanktionen gegen Südafrika. Sie verab· 
schiedeten eine Deklaration, in der erneut 
zum internationalen Boykott des Rassisten· 
regimes und zu entsprechenden Maßnahmen 
der internationalen Gemeinschaft, von Regie­
rungen, staatlichen und nichutaatlichen Orga· 
nisationen aufgerufen wird. 

IHTIRIWJONAI. COHFERENCE 
ON SANCTIONS AGAlNST 

SOlllH AFRICA .. ... .... ' 

Kurzinformationen 
Grenada 

Auf den Druck de r Reagan-Administration 
hin wurden von einem 5 1·Mio-Dollar-Krcdil, 
den der Int!!rnationalen Währungsfondes 
(IMF) rur umfassende Entwicklungspläne der 
karibischen Republik bereits zugesagt halle, 
bislang nur 18 Mio DoUar ausgezahlt. Was­
hington blockte mit dem abgelutschtem Ar­
gument, hier entstünde ein "kubanisches 
Sprunghrett nach AlTika". 
Hintergrund ist das Projekt eines inte rnatio-­
nalen Flughafens, de r als Basis für ein alter­
natives (auf einheimische Kräfte und Ressour­
cen sowie auf nationale Kontrolle geSlü tztes) 
Tourismus·Konzept ist. Nach zehnjähriger 
Kreditriickzahlung soll der Tourismussektor 
Grenada jährlich mindestens 17 Mio Dollar 
Gewinn einbringen. 
41 Mio Dollar vOn den fur den Flughafenbau 
insgesamt erforderlichen 71 Mio Dollar haben 
mittlerweile Kuba, Venezuela, Syrien, Li­
byen, Algerien und der Irak der Regierung 
Maurice Bishop zugesichert. Nigeria und skan· 
dinavische Länder haben weitere 27 Mio Dol­
lar zuge53.gt, so daß die Bauarbeiten fortge­
setzt werden können. 

Chile 

Sechs der insge53.mt acht Gewerluchaftsver· 
einigungen der staatlichen Kupfermine von EI 
Teniente hrachen am I. Juni dJ. einen 
41tägigen Su-cik ab; die anderen Gewerk· 
schaften mußten am 3.Juni nachziehen. Statt 
der urspriinglich von den 10.500 Arbeitern 
und Angestellten geforderten 18%-Lohncr­
höhung und Verbesserung ihrer sozialen Ab· 
sicherung kam jetzl lediglich eine Lohnanhe­
bung von 2% zuzüglich einer einmaligen Zah· 
lung von umgerechnet rund 875 DM heraUII. 
Am 31. Mai dJ. verweigerten dic 11.000 Be­
schäft igten der Kupfermine Chuquicamata 
dem Angebot des Managements, die Löhne 
um O,42%anzuheben, die Zustimmung. Aller­
dings verbietet ihnen das Pinochet·Regime 
ausdriicklich Streikaktionen, da Otuquicama­
ta als strategisch wichtig deklariert wird. 
In Santiago traten aus Protelt gegen diese 
Druckpolitik der Junta drei Patrioten in den 
Hungerstreik. 

Uruguay 

Im Gefolge der Referend.um·Schlappe der 
uruguayischen Militärs Ende November 1980 
(2/3 Gegenstimmen) mehren sich die Krisen­
anzeichen innerhalb der Armeespitze. Im Zu· 
sammenhang mit der Versetzung zweier ho­
her Offiziere in den vorzeitigen Ruhestand 
gab Heeresbefehbhaber Queirolo im Mai dJ. 
Unstimmigkeiten innerhalb de r SU"Citkräfte 
über den neuen Fahrplan zur verfassungs· 
mäßigen "Normalisierung" zu. UmstriUen ist 
weiter, wie mit der Nachfolge des am 
1.9.198 1 aus dem Amt scheidenden zivilen 
Staatspräsidenten Apancio Mendez verfahren 
werden soll. Die Ultras im Militär fordern, ein 
General müsse neuer Präsident werden. 
Unterdessen verdichtet sich der internal ionale 
Druck auf die uruguayische Diktatur. Ende 
Mai dJ. forderten die Generalsekretäre der 
Sozialis tischen Internationale, der Liberalen 
Internationale und der Weltunion der Christ­
lichen Demokraten in einem gemeinsamen 
Aufruf in Mexiko-Stadt die Rückkehr zur De­
mokratie in Uruguay. 
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Friedrich- Ebert-Stiftung: 
Südafrikaboykott nicht empfehlenswert 

Boykoll nicht empfehlenswert, so könnte die QuinteucllZ eines 
Positionspapiers der so~iaJdemokratischcn Friedrkh·Eben-5tiftung 
~um Verhalten gegenüber dem südafrikaniseben Apartheidregime 
lauten. Das Papier, du in der Frankrurter Rundschau vom 
27.5.1981 dokumentien in, wurde erstmals auf einem im Mai dJ. 
veranstalteten intemationalcn Symposium VQ rgelegt. Binnen Jah­
fesfrin war dies ",",reits das drille Symposium der Friedrich-Ebert· 
Stiftung (FES) zu Südafrika. Nach der jahrelangen Funkstille wo­
her dieses plötzliche Interessd 
Man kam in der FES und damit wohl auch in der bundesdeutschen 
Sozialdemokratie, wenn auch verspatet, Zu der Einsicht, daß sich in 
Süd afrika revolutionäre Dinge zuummenbrauen. Solcherart aufge­
schreckt war dies den Sozialdemokraten immer Anlaß genug, da rm 
zu gehen, im letzten Moment noch das "Schlimmste" zu verhüten. 
Und wenn hier VQm Schlimmsten gesprochen wird, denkt man in 
der FES zunächst einmal belriebswirtschaftlich: "Die Kosten einer 
Konniktlösung nach einem Bürgerkrieg sind enuprechend höher." 
Da aber scheint aufgrund der unnacbgiebigen Hallung der Weißen 
in Südafrika fast unausweichlich_ 
Doch sind es nicht allein die höheren Kosten eines BÜlgcrkrieges, 
die das Schlimmste ",",f'tirchten las$Cn. Die Interessen der Bundes­
republik sind betroffen und die sind allemal gewichtiger_ Vor allem 
ist eine "nachhaltige Störung" oder gar die "völlige Unterbre­
chung" der Handels",",ziehungen und der Roh$lofflicferungen zu 
erwarten. Möglicherweise droht ein Ölboykoll von Ländern wie 
Nigeria, Algerien und Libyen. Und "ein in der Politik nicht eben 
häufiger Fall": die Realisierung der konkreten ökonomischen In­
teressen ist mit dem JlQ litbchen Verhalten der BRD aufs engste 
verknüpft. 
Die Bundesrepublik in demnach in einem Dilemma. "Setzt sie sich 
nicht für Rassengleichheit ein, stü tzt sie automatisch die Apart · 
heid." Eine wirtschaftlich wie politisch verhängnisVQlIe Entwick­
lung, hätte sie doch die Verringerung deo bundesrepublikanischen 
EinfluS$C$ im gesamten Afrika zur Folge. Stattdessen würdt die 
Sowjetunion triumphieren, zumal - man höre und staune - der 
KommunismWl .,den Wideutmd gegen das Apanheid5ynem ein­
deutig unterstützt". Das stimmt nachdenklich_ 

Weißer Mann, wer braucht Deine doppeltt Moral? 

Unter diesen Umständen gilt es für die Friedrich-Ebert-Stiftung 
rasch zu handeln, will man nicht wichtige außenpolitische und 
außenwinschaft liche Interessen der BRD gerahrden (wessen Inter­
essen sind das eigentlich?). Freilich von konsequenten Wirtschafts­
sanktionen oder einer Blockade möchte die FES Ab.tand nehmen. 
Praktische Gründe spriichen dagegen. Diese Praxis ist bekannt. 
Schließlich war es noch imma die BRD im Bündnis mit den ande­
ren Westmächten. die verbindliche Wiruchaftssanktionen im UN­
Sicherheil5rat blockienen_ 
Aber was i5t gegen das Arg\lment einzuwenden, ein weite res VQlks­
winschaftliches Wachstum Südafrikas gäbe den nötigen Spielraum 
rur Reformen und Umverteilung ab, ja dies schaffe erst die Voraus· 
seuung f'lir das Entstehen einer bewußten artikulationsfähigen 
Schicht von Schwarzen. Also "Wandel durch Handel"? 
Man fragt sich unmittelbar, $0 sieb die Schwarzen in Soweto, in 
den letzten Streik_lien oder im Anschlag auf die Kohleverßiissi­
gungunlage SASOL nicht genügend artikulien haben, oder ist viel­
leicht eine andere Form der Anikulation erwünscht? Fest steht 
jedenfalls, daS die von der FES propagierte Konzeption des .. fried-

V.nk«. ,lall un, "" .. ,. B~_.ng<, ~n"pr.n 

lieben Wandels" seit ihrer Verkündung Mitte der 70er Jahre nichts 
an Veränderung bewirkt hat. Dabei wird es auch bleiben, denn die 
QueUe der Extraprofile ist dIe Apanheid und nicht ihre Verhinde­
rung. Die empfohlene Anhebung des externen Drucks auf das Re­
gime m Pretori.a. wird vor dieser Tatsache bestchen müssen. 
Ganz gewiß hat sich der Verhaltenskodex der EG für ausländische 
Unternehmen in Südafrika, dessen konsequente Weiterf'tihrung die 
FES an enter Stelle fordert, nicht als geeignetes Mittel erwiesen. Er 
ist wohl eher in den Bereich der Besänftigungsstrategie und der 
Venögcrungstaktik einzuordnen. Sicherheitshalber hält das Po.i­
tionspapier selbst weitere Maßnahmen bereit. Oie Skala vom Stopp 
der Hermes-Bürgschaften bis zum V«bot VQn Neuinvestitionen und 
der Unterstüuung eine. Ölboykotu, VQn der Kündigung des Kultur­
abkommens bis zur Oberprüfung der gegenwärtigen Abstimmungs­
praxis der Bundesrcpublik in der UNO_ 
Die Crux dieser Vorschläge liegt einfach darin, daß ihre Anwen­
dung nicht unmittelbar gcforden wird, sondern lediglich "vorstell· 
bar" iSi und dann auch nur schrittweise. Sind Sanktionen nach 
allen Erfahrungen teilbar? Das seit 1977 bestehende verbindliche 
Waffenembargo gegen die Republik Südafrika spricht Bände, nicht 
nur was Boykottverstößc angeht. Solange industrielle Anlagen nach 
Südafrika exponien werden durfen, "ird die Waffenproduktion 
einfach verlagen. Dann können nur umfa.ssende und bindende 
S<lnktionen aller Mitgliedsstaaten der UNO etwas ändern. Gcnau 
das möchte das FES-Posilionspapier aber vermeiden. 
Vermeiden möchte man im übrigen auch, daß die vielfattigen Ver­
wicklungen der Bundesrepublik (siehe AlB 611981, S. 40-43) allzu 
deutlich zur Sprache kommen. Die militärisch-nukleare Zusammen­
arbeit findet an keiner Stelle des Papiers Erwähnung. Das stimmt 
mit der .. ",",tonten Zurückhaltung im politisch-diplomatischen Kon­
takt mit Südafrika" übcrein. Betont inkonsequent ist man bei der 
Aufnahme von Beziehungen zu Befreiungsbewegungen. Anerken· 
nung ihrer legitimen Inte ressen: ja; Gewaltanwendung: nein. So, 
meint man in sozialdemokratischen Kreisen, könnte man die Unter­
drückten zufriedeß5tellen und den Herrschenden nicht zu sehr weh 
tun. Das ist ein Irrtum_ Wie sagt doch der Südafrikaner JaIDCS 
Matthews in einem seiner Gedichte: Weißer Mann. wer braucht 
~ine doppelte Moral? 




